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Demokratie und Sozialdemokratie.
Von freiſinniger Seite wird der Sozialdemokratie gern vor-

geworfen, ſie wachſe nur auf Koſten der bürgerlichen Demo-kratie und begünſtige dadurch die Reaktion. Das letztere iſt

nicht zutreffend, denn die bürgerliche Demokratie hat ſich noch
nie als Fels in der Brandung der Regktion erwieſen. Ge
ſchwächt wird die bürgerliche Demokratie allerdings; aber
dieſe Schwächung iſt das naturnotwendige Ergebnis des
Wachstums der Sozialdemokratie und der dadurch bewirkten
Zerſetzung des Parlamentarismus. Jndem die Sozialdemo-
kratie ſich zur Aufgabe ſtellt, die bürgerliche Demokratie zu
ſtürzen, verfällt ſie jedoch leicht in eine Taktik, welche ihre
eigene Entwickelung hindert. Die „praktiſche“ Erwägung drängt
ſich ihr auf, daß ſie in ihrem Zuſammenwirken mit der
bürgerlichen Demokratie um ſo mehr „praktiſche Erfolge“ er
langen werde, je enger dieſes Zuſammenwirken iſt, je mehr die
trennenden Momente unterdrückt werden.

Dieſe Stimmung wird noch dadurch verſchärft, daß mit der
Verſchiebung des ſozialen Schwergewichts auf das Proletariat
auch die Polizeitaktik eine Aenderung erfährt. Gegenüberden modernen großſtädtiſchen Arbeitermagen verſagt die Polizei-
taktik vollſtändig. Es bleibt nur noch der große militäriſche

Eingriff. Aber die militäriſche Exekution iſt nur zeitweilig als
Abſchreckungsmittel verwendbar; deshalb iſt auch ihre Wir-
kung vergänglich. Das poſitive Ergebnis der Juniſchlacht und
der Kommuneſchlacht für das Proletariat iſt, daß man durch
militäriſche Gewalt die ſozialrevolutionäre Bewegung auf dieDauer nicht zurückhalten kann. Merkwürdigerweiſe wird dieſe

wichtigſte Seite der Erſcheinung überſehen, wogegen man
noch immer unker dem Eindruck der unmittelbaren längſt
überwundenen Schäden ſteht, welche jene Maſſakrierungen der
Arbeiterbewegung zugefügt haben.

Weniger zuverſichtlich ſehen die Regierungen die Sachlage
an. Nichts zeigte das beſſer, als das Schickſal des deutſchen
Sozialiſtengeſetzes. Denn das wäre doch wirklich eine ober-
ſlächliche Beurteilungsweiſe, wonach Bismarck um deswillen
nicht zu Flinte und Säbel gegriffen habe, weil die Sozial-
demokratie ſchlau genug geweſen ſei, ihm den Vorwand
dazu nicht zu liefern. Bismarck gehörte nicht zu denen,
die ſich durch formelle Rückſichten abhalten laſſen, wenn ſie
Gewalt anwenden wollen. Er that es nicht, weil er ſich
fürchtete, und das mit Recht. Erſt kürzlich zeigten die ita-
lieniſchen Ereigniſſe, daß man die Sozialdemokratie nicht mehr
niederkartätſchen kann. Selbſt der zariſche Abſolutismus, der
doch gewiß die brutalſten Gewaltmittel anwendet, zeigt ſich
außer ſtande, die Arbeiterbewegung zu unterdrücken. Auch die
Behauptung unſerer belgiſchen Genoſſen, daß die Regierung
nicht ſo leicht das Maiexperiment wiederholen werde, iſt nicht
bloß ein ſpäter Troſt, ſondern gewiß nicht ohne Berechtigung.
Zweifellos zeigt ſich in allen parlamentariſchen Staaten das
Beſtreben, mit der Sozialdemokratie auf fried lichem Fuße
zu verkehren. Die reaktionäre Politik geht dahin, die Staats
politik dem Einfluſſe des Parlaments zu entziehen. Es iſt ſehr
wichtig, das feſtzuhalten. Indeſſen das Kapital ſich auf neue

Schlachtpoſitionen zurückzieht, gewinnen die Arbeiterparteien
größere Möglichkeiten einer formellen parlamentariſchen Wirk-
ſamkeit, nicht zwar der Geſetzgebung, aber der Diskuſſion
über Reformen und noch mehr der parlamentariſchen Katz-
balgereien. Da gewinnt aber auch das Bündnis mit der
bürgerlichen Demokratie neue Reize.

Alſo beginnen die Klagen über das Endziel, das die Auf-
merkſamkeit von der Tagesarbeit ablenkt, über das Prinzip,
das die „poſitive Arbeit“ hindert, über den Revolutionismus,
der das Zuſammengehen mit den ſozialreformatoriſchen und
den radikalen Parteien ſtört. Das läuft darauf hinaus, die
Sozialdemokratie durch den Verzicht auf den proletariſchen
Klaſſenkampf der bürgerlichen Demokratie anzuſchmiegen. Man
braucht ſich nicht erſt den Kopf zu zerbrechen, was daraus
werden würde: die Geſchichte der politiſchen Demokratie zeigt
es uns zur Genüge.

Die bürgerliche Demokratie iſt ſich bereits längſt der Rolle
klar bewußt, die ſie innerhalb dieſer Entwicklung zu ſpielen
hat. Sie erklärt den ſozialiſtiſchen Parteien: „Schließt euch
an uns an, zuſammen werden wir allmählich und unbemerkt
alles ſo ändern, daß von dem alten keine Spur mehr bleibt
und eure ſozialiſtiſchen Jdeale verwirklicht werden.“ Sie er-
klärt zugleich den kapitaliſtiſchen Regierungen: „Habt keine
Sorge um die Zukunft; im Verkehr mit uns wird die Sozial
demokratie ſchon ihren Revolutionismus abſtreifen, dann wird
ſie ſich allmählich und unbemerkt an das gewöhnen, was da
iſt, und alles bleibt beim alten.“

Das Kapital ſah erſt mit Beſorgnis dem Bündnis zwiſchen
Sozialdemokratie und Demokratie entgegen. Das eriment
MillerandJaures hat all ſeine Aengſten in Frankreich wie
anderswo zerſtreut. Es hat ſich gezeigt, daß man thatſächlich
auf dieſe Weiſe die Kraft der ſozialrevolutionären egung
lahmlegen könnte.

Die Jdee, daß die bürgerliche Demokratie erſt zur Herrſchaft
gelangen müſſe, um der Sozialdemokratie den Boden vorzu-
bereiten, hat ſich ſelbſt überlebt. Aus einen Sturmbock
gegen das Kapital iſt die bürgerliche Demokratie zu einem
Prellblock gegen den Sozialismus geworden. Bürger-
liche Demokratie ſelbſtverſtändlich im Sinne der Partei und
nicht der Einrichtungen.

Ergiebt ſich daraus, daß es uns gleichgiltig ſein ſoll, ob
Reaktion, oder Demokratie? Das wäre eine einfache Löſung,
aber ebenſo falſch, wie die opportuniſtiſche Folgerung des Zu-
ſammengehens mit der Demokratie um jeden Preis. Nein,
was folgt, iſt nur, daß wir keinen Zoll breit von dem
Wege des proletariſchen Klaſſenkampfes abzu
weichen haben; bringt uns dieſer mit der bürgerlichen Demo
kratie zuſammen, ſo kämpfen wir zuſammen; ſchlimm iſt nur,
wenn wir, um dieſes gemeinſame Kämpfen zu ermöglichen oder
zu fördern, Konzeſſionen machen. Aber wenn wir auch mit
aller Energie der Reaktion entgegen zu treten haben, ſo müſſen
wir freilich anderſeits unſere proletariſchen Forderungen auch
auf die Gefahr hin einer reaktionären Rückwirkung oder einer
ungewollten Stärkung der Reaktion vertreten. Jn dieſer oder
jener Form wird es eine politiſche Reaktion gegen den prole-
tariſchen Klaſſenkampf ſtets geben. Es wäre ein Unſinn,

die Revolution auf die Reaktion ſtützen zu wollen
aber nicht minder, durch Zurückweichen vor der Reak
tion die Revolution fördern zu wollen. Ferner: eine
Aenderung des Parlaments iſt noch keine Aenderung des
Staates. Würde es uns auch gelingen, auf dem Wege der

ewöhnlichen Wahlen eine parlamentariſche Majorität zu bilden,o wäre damit noch nichts gelöſt und nichts entſchieden,

ſondern der Kampf würde ſich dann abſpielen zwiſchen Parla-
ment und Regierung. Ob dieſer Kampf zu einer Straßen-
revolution wird, oder eine andere Form annimmt, iſt eine reine
Polizeifrage. Der Säbel kann ſtören und hindern, aber nicht
die Geſchichte kommandieren. Die letzte Entſcheidung wird
unbedingt gefällt durch das politiſche Kräfteverhält-
nis der Klaſſen. Und dann noch eins: Wenn bis in die
Mitte des vorigen Jahrhunderts die ſozialrevolutionären Er
hebungen nur möglich waren im Anſchluß an die bürger-lichen Revolutionen, ſo kann es jetzt in den parlomenigeſſchen

Jnduſtrieſtaaten bürgerliche Revolutionen überhaupt nicht
mehr geben, ſondern nur noch eine ſoziale Revolution;
das zeigte uns das belgiſche Experiment.

Tagesgeſchichte.
Halle, 24. Juni.

Unſere Plätze an der Sonne.
Graf Bülow iſt wie alle geborenen Toaſtredner eine über

ſchwängliche Natur. Es liegt in ſeinem Weſen, daß er, um
beſtimmte Forderungen durchzudrücken, zu viel ſagt, zu ſehr
preiſt; im Weſen der Sache liegt es dann auch, daß er häufig
rektifiziert wird.

Vor einigen
wärtigen Amtes war, hat er den Reichsboten eine begeiſterte
Schilderung eines unſerer Plätze an der Sonne, der Marianen
gegeben es handelte ſich darum, ein paar Millionen be
willigt zu erhalten und jetzt kommt ſein eigener Unter
ebener, der Bezirksamtmann Fritz, der eine Reiſe nach den
arianen gemacht hat, und beweiſt, daß dieſe Plätze zwar

viel Sonne haben, außerdem aber nur noch Felſen und Sand;
es ſind völlig unwirtliche Eilande.

Einige von ihnen ſo ſchreibt Bezirksamtmann Fritz
ſind ſehr ſchwer und faſt nur Wra der ruhigſten Jahres
eit zugänglich. Obwohl der Beſuch des BezirksamtmannsFritz in dieſe „ruhigſte Jahreszeit“ fiel, konnte er zwei Jnſeln

erſt auf der Rückreiſe betreten. Auf An atahan werden jähr
lich 20 bis 30 Tonnen Kopra gewonnen. Jhre Einbringung
iſt aber überaus ſchwierig; die gefüllten Säcke müſſen ins
Meer geworfen und von den Karolinern, durch die Brandung
ſchwimmend, zu Boote gebracht werden. Die Jnſel beſtehtaus zwei ecleſhenen Vulkanen. Savigan iſt von einem er
loſchenen Krater gekrönt. Auf der Inſel Alamagan iſt
ein „ſcheinbar erloſchener Krater“ vorhanden. Der
Regen reißt tiefe Rinnen und bildet giebelförmige Lücken,die vom Meere unterſpült einſtürzen. Ein falcher Berg-

van von etwa 200 Metern Höhe, 100 Metern Länge und
50 Meter Dicke, alſo von etwa 500 000 Kubikmetern ſtürzte am

(Nachdr. verb.)

Am die Freiheit.
Geſchichtlicher Roman aus dem Deutſchen Bauernkrieg 1525

von Robert Schweichel.
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Und er fand ſich. Der Rat verweigerte, das Fähnlein zu
ſtellen, aber er gab Hans Flux an die Hand, ein ſolches aus
Freiwilligen zu bilden, welches ein ſchlicht weißes Banner ohne
den ſchwarzen Adler im ſilbernen Schilde, das Wappen Heil-
bronns, führte. Hans Flux ahnte die Falle, allein Gutmütig-
keit, Eitelkeit und Liebe zu ſeiner Vaterſtadt ließen ihn hinein-
tappen. So ging er denn mit dem hellen Haufen den Neckar
hinunter. Auch zwei Bürgerinnen von Heilbronn zogen unter
ſeinem weißſeidenen Banner; die eine im blanken Harniſch, den
Spieß auf der Schulter, die andere einen Bundſchuh tragend.
Die Leidenſchaft und Thatkraft der Frauen hatte bei der Ent-
ſcheidung der Stadt kein geringes Gewicht in die Wagſchale

eworfen. 3Be Horn des Thorwächters unterbrach Götzes unerquickliches

Sinnen. Es ging ſchon auf den Abend. Wie Götz hinaus-
chaute, war es ſein eigener Amtmann, der auf dem Hofe vom

Pferde ſtieg und bald darauf, von Näſſe triefend. zu ihm auf
die Stube kam. „Ei, mein Lieber, was iſt's ſo Wichtiges, das
Euch bei Hundewetter noch ſo ſpät herauftreibt,“ redete der
Burgherr ihn an.rig iſt's freilich, Euer Gnaden, und ich wollte, daß es
auch was Gutes wäre,“ antwortete jener. „Der Bauernrat
ſchickt mich. Er läßt ſeinen Gruß entbieten und der gnädige
Herr möchte morgen zu ihm nach Gundelsheim ins Wirtshaus
kommen. Er hätte mit Ew. Geſtrengen dringlichſt was zu

reden.“ 3 gje blühende Geſichtsfarbe des Ritters hatte ſich darüber zuu übte Rot vertieft. Jetzt mußte er n entſcheiden.
Sei t überlegend, ſtützte er die mit einem HandſchuhLerhuie ſeene Linke auf die Tiſchkante. Der Amtmann
beobachtete ihn. „Wie ſie erzählen, hat ich der

en
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„Und Jhr wiſſet, was ſie von mir begehren fragte Götz.
„Ja, Ew. Gnaden, der Jörg Metzler hat trotz des Regens

den hellen Haufen zuſammentreten laſſen und der Kanzler im
Ring vorgeſtellt, was es ihrer Sache für einen Schein geben
würde, wenn ſie einen ſolchen bewährten Kriegsmann, wie
Ihr es ſeid, Herr Ritter, zum Hauptmann hätten, und welchen
ſchen ſie davon hätten, wenn Jhr Euch zu den Feinden

üget.„Vorguf der Haufen ihm zufiel,“ äußerte Götz, indem ſich ſein

Mund ſpöttiſch verzog.
„Mit nichten, edler Herr,“ antwortete der Amtmann zögernd.

„Es erhob ſich viel Geſchrei dagegen. Sie hätten einen Bauern
krieg und bedürften des Adels nicht, hieß es. Einer ſchrie
ſogar, mit Verlaub von Ew. Gnaden ſag' ich's: „Schadet er
uns, warum hängt man ihn nicht an einen Baum Erſt als
Jörg Metzler und der Schultheiß Reyter. geſprochen hatten,
nahmen ſie den Vorſchlag des Herrn Wendel an.“

„Gelt, es war der Rohrbach, der mich gehenkt haben wollte
lächelte Götz.

„Halten zu Gnaden, der hat ſich mit etlichen von Neckargartach
ſchon gen Maulbronn gewendet, um mit dortiger Bauernſchaft
und der von Baden 2 tuttgart zu rücken, während bei
Tübingen ſchon alle auf ſind. Sein Haufen aber iſt nach
rer heimgegangen er hat wohl einſtweilen Beute genug
gemacht.

„Jhr ſeid ja gut unterrichtet,“ meinte Götz etwas trocken,
und jener erwiderte, daß er es von Georg Metzler wiſſe. Auch

die Weinsberger in ihrem Thal zurückgeblieben, um ein
i auf die Stadt und Heilbronn zu haben, fügte er hinzu.

ötz, der ihm aufmerkſam zugehört, füllte ſeinen Becher und
reichte ihn dem Boten mit den Worten: „Bei dem wüſten
Wetter braucht's der inneren Wärme. Trinket, Schultheiß, und
ſaget dem Rat, daß ich kommen werde. Jch muß halt, odervie Jhr anderen Rat

wußte keinen und war froh des Beſcheides, den er den
Bauern zu überbringen hatte.

So ritt denn Götz von Berlichingen am nächſten Morgen
nach Gundelsheim. Das r hatte ſich aufgeſchönt; nur ein
r blies noch das Thal herauf. Dem Ritter war es

iß im Jnnern.Ke er im Wirtshaus die Treppe hinanſtieg, kam ihm ſein

Waffenbruder Max Stumpf von Schweinsberg entgegen, der

ſich eben ſeinen Schirmbrief von dem droben verſammelten Bauern
rat geholt hatte. „Glück auf zur Hauptmannſchaft!“ begrüßteer Götz. Dieſer aber ſeufzte: „Gott, mir nicht. Das bar der
Teufell Warum thuſt Du es nicht? Thue Du es doch ja an
meiner Statt!“

„Aber ſie wollten Dich, nicht mich,“ rief Max Stumpf. „Und
bei Gott, Du mußt annehmen, Götz. Dem ganzen Adel kommt
es zu gut, und er wird es Dir hoch verdanken und nimmer
verſen Jch bitte Dich, Götz, thu's

„Du weißt nicht, was es mich koſten würde, keiner weiß es!
Mir iſt, als ob dieſe Stiege hier der Kalvarienberg wär'.“
t ebrem melancholiſchen Blicke reichte Götz dem Freunde die

a nd.
„Lieber, wir alle müſſen in dieſer ſchweren Zeit ein Opfer

bringen und Du retteſt den Adel,“ rief Stumpf von Schweins
burg ihm noch nach.

Droben fand Götz den Ausſchuß der Bauern verſammelt,
der, außer dem oberſten Hauptmann Jörg Mezler, dem Kanzler
Hipler und dem Schultheißen Hans Reyter, aus ſieben Mit
gliedern beſtand. Hans Flux gehörte zu dieſen. Es war unter
den Fürnehmſten dieſes Rats der Sieben keiner, der Götz nicht
wohlgewollt hätte, und demgemäß wurde er auch empfangen.
Nachdem Wendel Hipler ihm mitgeteilt, was man von ihm be
ehre, bat er in gar beweglichen Worten, daß man ihn mit der
ebernahme der Hauptmannſchaft verſchone. Seine Pflichten

cßeh den Schwäbiſchen Bund, ſowie g5 en Fürſten und n
geſtatteten ihm dieſelbe nicht. Die zwölf Artikel aber ſeien ganz
und gar gegen ſein Gewiſſen; au r könnte er ſich nimmerverpflichten. Sie redeten ſcharf auf ihn ein, nur Wendel Hipler
chwieg. Jn ſeinen klugen Augen lag etwas wie ein leiſes
ächeln. Götz aber vermied es, dieſen Augen mit mere

Blicken zu begegnen. Er heuchle nicht, erte er mit der
Eiſenfauſt auf der gepanzerten Bruſt, aber er könne die Wahl
nicht annehmen.

„So gönnt mir wenigſtens noch ein Wort beiſeite. ſprach
jetzt Wendel Hipier. Eu Gründe anzuren, daß ler Eure Pllerſter laſſet, Herr

Sie gingen in das Gärtlein hinter dem Wirts

Kanzler ſofort das Wort ebenvon Berlichingen, z Sickingen durchaus
unausführbar ſind. Der Bauer ſt für eine Adelsrepublik nicht
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Jahren, als er noch Staatsſekrektär des Aus



18. Juli 1900 ein und bildere einen für die Landung beauemen
Strand, der aber ſehr raſch ſchwindet. Dieſelbe zerſtörende
Thätigkeit des Meeres iſt auch bei anderen Jnſeln, zum Bei-
ſpiel bei Buguan deutlich ſichtbar. Pagan iſt gleichfalls von
einem Vulkan gekrönt, deſſen Gipfel ſtets von einer Rauch-
wolke verhüllt iſt. Hier glaubt Fritz ſichere Zuflucht für Schiffe
entdeckt zu haben er giebt indes zu bedenken, daß die Meeres-
ſtrömung fortwährend Sandmaſſen hier anſpült, ſo daß eine
ſtändige Ausbaggerung ſtattfinden müßte. Flüſſe hat Fritz auf
keiner Jnſel gefunden. Die Beſchreibung über Agrigan be-
ginnt: „Ein erloſchener, 750 Meter hoher Vulkan mit
ſteilen Hängen und Schluchten.“ Die Schilderung der Jnſel
Aſſongſong beginnt: „Ein faſt regelmäßiger Kegel. Auf ſeinem
Gipfel iſt ein enger, nicht rauchender Krater, doch iſt
der Vulkan nicht erloſchen, denn an einigen Stellen des
Berghanges entſteigen ſchwache Rauchwolken.“ Ueber Uracas
heißt es: „Zwiſchen den ſpärlichen Trümmern einer älteren
Jnſel iſt ein mächtiger Vulkan aufgeſtiegen; dichter
Rauch ſenkt ſich bis zur halben Bergeshöhe. Vor nicht langer
Zeit muß ein Ausbruch ſtattgefunden haben, denn die Hänge
und das vorgelagerte Lavafeld zeigen noch keine Spur einer
Vegetation.“ Ein Strand oder eine bequeme Landungsſtelle
konnte nicht entdeckt werden. Bezirksamtmann Fritz freut ſich
aber, daß er auf ſeiner Forſchungsreiſe daran gewöhnt worden
ſei, aus dem in der Brandung tanzenden Boot auf einen
ſchlüpfrigen Felſen zu ſpringen. Ueber einzelne Jnſeln berichtet
er, daß hier 10 bis 15, dort 30, einmal auch 137 Arbeiter
Kopra ſammeln. Ueber wirtſchaftliche Ergebniſſe oder über
Schätze, die auf den Jnſeln zu ſammeln wären, berichtet er
nichts.

Aber deshalb braucht unſer ſchönes Geld doch nicht verloren
zu ſein, denn ein Schatz liegt vergraben auf einem dieſer Ei-
lande. Allen Kolonialſchwärmern zur Ermunterung anſchei-
nend erzählt Bezirksamtmann Fritz die folgende „beglau-
bigte Epiſode

„Jm Jahre 1825 ging vor dem damals unbewohnten Saipang
ein engliſches Schiff vor Anker. Eingeborene von Guam, welche
ſich zufällig zur Schweinejagd hier aufhielten. bemerkten, daß
die Beſatzung an Land kam, daß eine Anzahl von ihnen dann
über die anderen herfielen, ſie überwältigten und an Bäumen
feſtbanden. Sie waren im Begriffe an Bord zurückzukehren,
wurden aber hieran von den hinzueilenden Eingeborenen ge-
hindert, die mit Hilfe der befreiten Leute zwar die Abfahrt des
Schiffes vereitelten, aber nicht verhindern konnten, daß die
Uebelthäter und ihr Anführer in einem Boote nach Norden ab-
ſegelten. Das Schiff ſelbſt fuhr mit den Befreiten nach Guam,
wo ihr Kapitän dem Gouverneur erzählte, der Entflohene ſei
der frühere Kommandant einer engliſchen Korvette, welche wäh-
rend des Unabhängigkeitskrieges an der Küſte von Südamerika
lag und eine gleichfalls engliſche Fregatte deckte, auf der die
Aufſtändiſchen einen großen Schatz an Silber und Edelſteinen
deponiert hatten. Der Kommandant habe nun heimlich ſeine
Korvette verlaſſen und ſei mit der Fregatte und dem ganzen
Schatz geflohen. Den letzteren habe er danach auf
einer Jnſel des Marianenarchipels vergraben und hierauf
die Fregatte ſamt ihrer Beſatzung im Meere verſenkt.
Er ſei ſodann im Boote zurückgekehrt und habe in Sidney
dieſes Schiff erworben, um den Schatz zu holen zuvor aber
wollte er ſich, wie der Vorfall zeigte, auf Saipang ſeiner, des
Kapitäns, und der Beſatzung entledigen. Nach dieſer Erzählung
hielt der ſpaniſche Gouverneur zunächſt den Kapitän und ſeine
Mannſchaft zurück und ſandte dem entflohenen Engländer ſein
eigenes Schiff nach, dem es auch gelang, ihn einzuholen und
feſtzunehmen. Der ſpaniſche Kapitän wandte ſchließlich, um ein
Geſtändnis zu erpreſſen, die Folter an, doch konnte man von
dem Gefangenen nur erfahren, daß der Schatz ſich auf Aſſong-
ſong befinde. Dorthin fuhr man nun, aber als man eben mit
dem Boote landen wollte, ſprang der Engländer auf einen
Felſen, ſtieß das Boot mit dem Fuß zurück und ſtürzte ſich ins
Meer, aus dem er nicht wieder auftauchte. Aus den ihm ab-
genommenen Papieren glaubte man ſpäter ſchließen zu ſollen,
daß der Schatz nicht auf Aſſongſong ſondern auf Pagan ver-
graben ſei; man rüſtete eine Expedition aus, die acht Monate
lang Ausgrabungen auf Pagan veranſtaltete, aber bis heute iſt
der Schatz des Engländers nicht gefunden worden.“

Vielleicht beruft ſich Graf Bülow, wenn er demnächſt wieder
Geld für dieſe Plätze an der Sonne haben will, auf dieſen
geheimnisvollen Schatz. Er wird viel Beifall damit ernten.

Wenn man von dieſem Märchen für kleine Kinder abſieht,
beweiſt die Schilderung des Herrn Fritz, daß die Oppoſition
der Sozialdemokratie gegen die neudeutſche Kolonialpolitik, ab
geſehen von den politiſchen und ſozialen Gründen, ſchon um
deswillen gerechtfertigt iſt, weil die Objekte völlig wertlos ſind
und die Steuergroſchen des Volkes zum Fenſter hinausgeworfen
werden.

Herr v. Thielen.
Der preußiſche Eiſenbahnminiſter hat geſtern den erbetenen

Abſchied erhalten. Wilhelm II. hat ihm unter Bekundung leb-
hafter Anerkennung für ſeine Amtsführung den Schwarzen
Adlerorden übergeben und ihm gleichzeitig mitgeteilt, daß der praktiſch
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a. D. Budde zu ſeinem Nachfolger ernannt
worden iſt.

Herr v. Thielen iſt am 20. Juni 1891 Miniſter geworden.
Er war alſo genau 11 Jahre im Amte länger als irgend
ein Miniſter unter Wilhelm II. Er iſt auch vielleicht der
einzige, bei dem der offiziell angegebene Entlaſſungsgrund:
Geſundheitsrückſichten, zutrifft. Herr von Thielen, der im71. Lebensjahre ſteht, dat im vorigen Jahre eine ſchwere Er

krankung durchmachen müſſen, ſo daß ein Bedürfnis nach Ruheerklärlich und begreiflich erſcheint.

So weit bis ſetzt Preßſtimmen zu dem Rücktritt des Eiſen-
bahnminiſters vorliegen, ſind ſie zweierlei Art: überſchwäng-
liche Lobeshymnen und wohlwollende r r
Die erſteren ſind enthalten in der gouvernementalen Preſſe,
diejenigen der zweiten Art in der liberalen mit Einſchluß der
Frankfurter Zeitung. Die letztere macht zwar ein paar kritiſche
und abfällige Bemerkungen über die reaktionäre Arbeiterpolitik
des abgegangenen Miniſters, doch entbehren ſie jeder Ent-
ſchiedenheit.

Für uns iſt gerade die Stellung des Miniſters gegenüber
den ihm unterſtellten Beamten und Arbeitern es waren
mehr als 350000 ausſchlaggebend für die Beurteilung
ſeiner Thätigkeit. Mag ſein, daß Herr v. Thielen ſich um die
Ausgeſtaltung des Eiſenbahnweſens in rein techniſcher Be
ziehung mancherlei Verdienſte erworben, aber der Umſtand,
daß er ſeine ganze Kraft und ſeinen vollen Einfluß darein
ſetzte, jede ſelbſtändige Bewegung unter den Eiſenbahnarbeitern
zu unterdrücken, daß er dieſen Arbeitern das geſetzlich gewähr-
eiſtete Koalitionsrecht einfach entzog, daß er ſogar das Petitions-
recht illuſoriſch machte ja nicht nur das, ſondern auch bei dem
Straßenbahnerſtreik im Jahre 1900 alles aufwandte, um ein
Nachgeben der Verwaltung zu verhindern das alles macht
jedes Verdienſt in techniſcher Beziehung zu nichte und läßt
die elfjährige Miniſterthätigkeit des Herrn v. Thielen nichtgerade als ein Ruhmesblatt in Kwer Lebensarbeit er-

ſcheinen.
Herr v. Thielen wurde ins Amt berufen eben als die kaiſer-

lichen Erlaſſe erſchienen waren in ein Amt, an dem zuerſt
erhärtet werden konnte und mußte, ob es dem preußiſchen
Staate Ernſt war mit der Sozialreform. Hier war und iſt der
Staat der „Arbeitgeber“, hier mußte das, was in den
kaiſerlichen Erlaſſen verlangt wurde, zuerſt verwirklicht
werden. Wilhelm II. bezeichnete es bekanntlich als erſte Auf-
gabe des Staates, „die Zeit, die Dauer und die Art der Arbeit
ſo zu regeln, daß die Erhaltung der Geſundheit, die Gebote
der Sittlichkeit, die wirtſchaftltchen Bedürfniſſe der Arbeiter
und ihr Anſpruch auf geſetzliche Gleichberechtigung gewahrt
bleiben“. Herr v. Thielen hat kaum einen Anſatz gemacht, dieſe
Grundſätze in den Eiſenbahnbetrieben zu verwirklichen, und je
mehr es mit der Sozialreform abwärts ging, deſto reaktionärer
wurde ſeine Arbeiterpolitik, deſto energiſcher ſeine Maßregeln,
eine ſelbſtändige Organiſation der Arbeiter zu verhindern. Wie
es heute damit im Thielenſchen Reiche beſtellt iſt, hat ja Wirth
erſt vor einigen Tagen in ſeinem Referat auf dem Gewerkſchafts-
kongreß gezeigt. Als Spiegelbild und beſte Jlluſtration der
vielgerühmten deutſchen Sozialreform iſt die elfjährige Miniſter-
thätigkeit des Herrn v. Thielen von bleibender hiſtoriſcher Be-
deutung.

Der Nachfolger im Eiſenbahnminiſterium iſt ein General-
major a. D., von dem man nichts weiter weiß, als daß er die
Kanalvorlage vom militäriſch-techniſchen Standpunkt im preu-
ßiſchen Abgeordnetenhauſe verteidigt hat. Das kann natürlich
nicht allein für ſeine Wahl beſtimmend geweſen ſein, irgend
welche Fähigkeiten und Kenntniſſe wird er zweifellos für ſein
neues Amt mitbringen; welcher Art dieſe ſind, muß die Zu
kunft ergeben.

Herr Budde iſt im preußiſchen Staatsminiſterium der zweite
General a. D. er hat zum Kollegen den Heren v. Podbielski,
der ſich in ſeiner Entwickelung vom Huſarengeneral zum Staats-
ſekretär der Poſt die für das Landwirtſchaftsminiſterium er-
forderlichen Kenntniſſe erworben hat.

Die erſte Leſung der heſſiſchen Wahlrechtsvorlage
iſt in der vorigen Woche zum Abſchluß gelangt. Das Reſultat
iſt außerordentlich dürftig, ſo daß die Ausſichten der Vorlage
nach derſelben um kein Haar breit beſſer ſind, als ſie vor der-
ſelben waren.

Das direkte Wahlrecht iſt zwar im Prinzip beſchloſſen, allein
die Vermehrung der Abgeordnetenſitze für die Städte iſt ab-
gelehnt worden, trotzdem die Regierung ſich für dieſelbe feſt
gelegt hat, ſo daß ſchon dieſe eine Differenz die ganze Vorlage
zum Scheitern bringen kann. Dazu kommt, daß die Kammer
auch die Wahlpflicht beſchloſſen hat, gegen welche ſich die Re
gierung ebenfalls ganz entſchieden ausgeſprochen hat.

Die Steuerklauſel iſt in Konſequenz der Wahlpflicht weſent
lich abgeſchwächt, indem der Wähler nur die Steuern des dem
Wahljahr vorausgegangenen Jahres bezahlt haben muß, was

uf Beſeitigung der Beſtimmung, welche bisher in

zu haben. Aber auch eine Bauernrepublik wäre eine Unmög-
lichkeit. Sie würde die Beute des erſten beſten Abenteurers
werden, der es verſteht, die Welt- und Geſchäftsunkenntnis des
Bauern auszubeuten. Nein, Herr Ritter, kein Stand ſoll den
anderen beherrſchen. Jn dem Reiche, das wir aufrichten wollen,
ſollen Bauer, Bürger und Adel gleich frei ſein und kein ander
Oberhaupt haben, als den Kaiſer. Dazu iſt es nötig, daß Jhr

den Adel zu uns bringet.“ 8„Aber das iſt ſchier unmöglich nach dem, was in Weinsberg
geſchehen iſt,“ rief Götz lebhaft.

„Doch, doch!“ antwortete Hipler und zog ihn auf eine Bank
nieder, die im Schatten eines Birnbaumes ſtand. „Der Adel
iſt gegen ſeinen Vorteil nie blind geweſen daß er nur ihm
allein gefolgt iſt, hat das Reich verderbt. Wohlan, Herr Götz,
er ſoll jetzt ſeinen Vorteil darin finden, das Reich wieder zu
erheben, indem er uns hilft, es wahrhaft frei zu machen. Er
ſoll mehr als reich für den Verluſt entſchädigt werden, der ihm
aus der Aufhebung der Leibeigenſchaft und Hörigkeit und der
Fronden der Bauern erwächſt aus dem Grundbeſitz und
Vermögen der Kirchen, Stifter und Klöſter und des Deutſchen
Ordens, Herr Götz.“

„Alle Wetter,“ entfuhr es dieſem unwillkürlich.
„Die Kirche wird ſäkulariſiert und mich dünket, daß ſie genug

zuſammengerafft hat, um nicht nur den Adel für alle Opfer,
die er dem gemeinen Wohl bringen muß, mehr als ſchadlos zu
halten, ſondern auch den Bauer zum freien Eigentümer ſeines
Landes zu machen,“ verfolgte ſich Wendel Hipler. „Und was
die Fürſten und Herren ſind, ſo wird Bauer und Adel ſie
zwingen, ihrer Souveränetät ſich zu entkleiden und in die Ge-
meinfreiheit ſich einzufügen. Wenn nicht, ſo werden ſie aus-
getrieben und was ihnen perſönlich eigen war, zum Gemeingut
gemacht. Wie dünket Euch das, Herr Götz?“

„Potz Velten, das Ding läßt ſich hören,“ rief dieſer aufgeregt.
„Dafür wäre der Adel wohl zu haben, ſollte ich meinen. Aber
der Kaiſer der Kaiſer? Dieſer Karl

„Der Kaiſer würde als das Oberhaupt eines ſolch freien
Staates nicht nur feſter ſondern auch mächtiger daſtehen wie
jetzt,“ erklärte der Kanzler. „Der bigotte Spanier taugt aller-
dings wenig zu ſolchem Oberhaupt. Aber Deutſchland iſt ein
Wahlreich und es giebt, Gott ſei Dankl! noch deutſche Fürſten,
vie milde, gerecht und weiſe genug ſind, um zu erkennen, was
vem Vaterlande not thut, Fürſten, die an der Wiege der Refor-
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ohne das Dazwiſchentreten unſeres Partei

zu prüfen.
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dieſer Richtung galt, hinausläuft, ſo lange die 2

Herbſte ſtattfinden. JEine Verbeſſerung hat der Enkwurf auch inſofern erfahren,
als nicht mehr drei Jahre Aufenthalt im Lande zu den Vor
ausſetzungen des Wahlrechts gehören, ſondern daß ein Jahr

enügt.8 Ob dieſe Beſchlüſſe in der zweiten Leſung die erforderliche

Zweidrittelmehrheit erhalten werden und ob insbeſondere die
Bauernbündler einer Vermehrung der ſtädtiſchen Abgeordneten
zuneigen werden, iſt ſehr fraglich. Ebenſo fraglich iſt es, ob
die Regierung, wenn wirklich in der Kammer die erforderliche
Mehrheit z ſtande käme, den Beſchlüſſen zuſtimmen wird.

Und ſchließlich iſt es noch fraglicher, ob die Erſte Kammer
den g w ihre Sanktion erteilen wird. Denn die Wormſ.
Ztg., das Mundſtück der Auffaſſung des Freiherrn v. Heyl
verhält ſich ſelbſt gegen die direkte Wahl zug ablehnend,
ſo daß anzunehmen iſt, daß der Freiherr in der Erſten Kam-
mer ſtark mobil machen wird gegen die Vorlage, gleichviel wie
ſie aus den Beſchlüſſen der Zweiten Kammer und der Regie-
rung hervorgehen ſollte.

Die Gemeinderatswahlen in Elſaßz-Lothringen.
Die zweite Quittung auf die verwegene Behauptung des

Herrn v. Köller, in ElſaßLothringen werde die Sozialdemo-
kratie keinen Boden finden, iſt noch deutlicher ausgefallen, wie
die erſte.

Bei den Nachwahlen zu den Gemeindevertretungen wurden
am Sonntag gewählt:Jn M aihauſen, 12 Sozialdemokraten, 6 Demokraten,

9 Angehörige der Bürgermeiſterpartei. Bueb iſt mit etwas
über 4000 Stimmen unterlegen; die Liſte der Demokraten und
Sozialdemokraten erhielt über 9000 Stimmen. Der künftige
Mülhäuſer Gemeinderat ſetzt ſich aus 14 Demokraten, 13 So-
zialiſten und 9 Mitgliedern der liberalen Mairiepartei zuſammen.
Bisher hatten die Klerikalen, welche ſich bei der Nachwahl der
Abſtimmung enthielten, die Mehrheit im Mülhäuſer Gemeinde-
rat.

Jn Straßburg: 14 Sozialdemokraten (Redakteur
Peirotes iſt zweimal gewählt, es muß alſo eine Stichwahl ſtatt-
finden), 5 Liberale, 2 Klerikale. Die Demokraten fielen ganz
aus.

Auch in den kleineren Städten ſind eine Anzahl Genoſſen
gewählt worden.

Der geſtrige Sieg iſt um deswillen beſonders erfreulich, weil
er erweiſt, daß ſeit dem Jahre 1898 eine geſunde Grundlage
für unſere Beſtrebungen geſchaffen worden iſt, daß die
Schwächung, die unſere Partei bei der reinlichen Scheidung
zwiſchen partikulariſtiſchen und proteſtleriſchen Beſtrebungen
einerſeits und den ſozialdemokratiſchen andererſeits erlitten
hatte, vollſtändig verwunden, daß die Partei, auf eigenen
Füßen ſtehend, ſtark und mächtig genug iſt, es mit allen Geg-
nern aufzunehmen. Die Nachwahl allein konnte das feſtſtellen.
Wäre das Gros der für die ſozialdemokratiſche und demokratiſche
Kompromißliſte Stimmenden nicht Sozialdemokraten geweſen,
ſo wäre ein ſolches Reſultat nicht erzielt worden. Das bürgerliche
Element wäre nach dem für die Sozialdemokratie günſtigen
Ergebnis der Hanptwahl abgeſchwenkt und hätte ſeine Bundes-
genoſſen im Stiche gelaſſen. Die Nachwahlen haben mit dem
großartigen Siege unſerer Partei und dem minimalen Erfolge
der Demokraten bewieſen, daß die Maſſe der Abſtimmenden
überzeugte Sozialdemokraten waren, und das iſt das wichtigſte
Ergebnis dieſer Wahlkampagne deshalb weil er uns einen
frohen Ausblick auf die nächſtjährigen Reichstagswahlen gewährt.

Herr v. Köller aber wird ſich ſagen müſſen: es wird wirklich
immer döller!

Die Herren Gefreiten als Erzieher.
Aus der Pfalz wird berichtet:
Das Kriegsgericht der bairiſchen Diviſion in Landau war

vorige Woche mit der Erledigung einer Affaire beſchäftigt, die
rgansPfälziſche Poſt wohl heute noch nicht bekannt wäre, trogdem

alle Spatzen auf den Kaſernendächern davon pfiffen. Es han-
delt ſich um die in weiten Kreiſen der Armee bekannten nächt-
lichen Heimſuchungen der jungen Mannſchaft durch die „Alten“
zwecks Erziehung zur Furcht vor den Herren. Jn der Lan-
dauer Garniſon hat dieſer grobe Unfug, nachdem er Jahr-
zehnte hindurch durch die Vorgeſetzten ſtillſchweigend geduldet
wurde, gemeingefährliche Formen angenommen. Die Garniſon
Landau iſt geradezu verrufen wegen der zahlreichen nächtlichen
Heimſuchungen.

Beſonders ſchlimm ſcheint es aber im 18. JnfanterieRegi-
ment hergegangen zu ſein. Die Enthüllungen der Pfälziſchen
Poſt erregten wegen ihrer ganz beſtimmten Angaben großes
Aufſehen, und das Kriegsminiſterium ließ die Weiſung nach
Landau gelangen, die Angaben der Pfälziſchen Poſt genau
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mation ſtanden und bis heute ihre Hand ſchirmend über ſie
halten. Doch das ſind Fragen, die uns itzt nicht zu bekümmern
brauchen.“

Götz ging auch hierauf nicht weiter ein. Er verſtand, daß
jener den Kurfürſten Friedrich von Sachſen im Auge hatte.
„Hm,“ ſagte er, und rieb ſich die Stirn, von der er den Helm
gehoben hatte, denn ihm war heiß. „Jhr ſeid bekannt als ein
feiner und geſchickter Mann, Herr Wendel, und Jhr habet mir
ein Licht angezündet, daß mir ſchier die Augen weh thun. Aber
wie, wenn das Ding ſchief geht? Denn auch das muß ich
bedenken. Hab' ein Weib und liebe Kinder, an denen mein
Herz hängt. Aber auch ohnedem wäre die Verantwortlichkeit
zu groß, nicht nur dem Adel gegenüber, der mir vertraut
hätte. Jch ſprach ſchon vorhin oben von meinen Pflichten
gegen den Schwäbiſchen Bund, deſſen Mitglied ich bin. Wie
ſollte ich mich vor ihm entſchuldigen, wenn's ſchief geht? Jch
Berg Grund anzugeben und müßte den Kopf auf den

lock legen.“
Wieder zeigte ſich in dem von Gedanken durcharbeiteten Ge-

ſicht des Bauernkanzlers jenes kaum merkliche Lächeln, mit dem
er Götz im Rate zugehört hatte. Er ſprach: „Allerdings
kommt es in der Welt weniger darauf an, recht zu haben, als
es ſiegreich zu behaupten und niemand weiß ſo gut wie Jhr,
daß Kriegsſpiel Glücksſpiel iſt. Verlanget Jhr für tre
Sicherheit Bürgſchaft, ſo wollen wir ſie leiſten, ſo weit als
wir dazu im ſtande ſind. Eines aber möget Jhr wiſſen! Wir
laſſen Euch nicht wieder aus, es ſei denn, daß Jhr unſer Haupt-
mann werdet. Thut Jhr es nicht im guten, ſo brauchen wir
Gewalt.“

„Jhr ſeid gar ſchrecklich,“ ſeufzte Götz ob dieſer Drohung.
Sie kehrten zu dem Rat der Siebener zurück.
Einen Schirmbrief, den dieſer Götz ausſtellte, nahm er an,

und meinte, indem er die Augen ein wenig zuſammendrückte,
wenn ſie dem Biſchof zu Mainz ein Haus, zwei oder drei
herumrückten, ſo würden ſie, falls er ſich ergäbe, hernach deſto
ſtattlicher mit dem zu Würzburg zu Handen kommen. Aber
die Hauptmannſchaft bat er, ihm zu erlaſſen. Seine beſchworenen
Pflichten geſtatteten es nicht, ſo ſchwerwiegend auch die Gründe
wären, die Wendel Hipler geltend gemacht habe. Gern wolle
er auf ſeine Koſten zum Schwäbiſchen Bunde, zu Fürſten und
Herren reiten und allda nach ſeinem Vermögen zum Frieden
und zu aller Billigkeit für ſie handeln. Darauf bemerkte Hans

Reyter, der Götz ſchon ſeit vielen Jahren kannte, daß nicht
der Rat, ſondern der helle Haufen ihn gewählt habe; an dieſen
müßte er ſich daher wenden, wenn er die Wahl abzulehnen ent-

ertent es d daß Jhr Eug ſogleich„Da kommt es denn gut zu paß,, da r ogleich anden hellen Haufen wenden tönnt äußerte Jörg Metzler. „Es

iſt juſt die Stunde, in der ſich die Fähnlein vor der Stadt
ſammeln ſollten, um weiter zu ziehen.

Götz war es zufrieden, ſich an die Quelle ſelbſt zu wenden.
So ſtiegen denn alle zu Pferde und ritten vor die Stadt, wowirklich jedes Fähnlich unter ſeinem Hauptmann bereits zum

Aufbruch ſich geordnet hatte. Die Kunde, daß Götz nicht an-
nehmen wollte, ging raſch um, und als er nun von Fähnlein zu
Fähnlein ritt und ſeine Gründe 'vorbrachte, bekam er mehr
Murren als Zuſtimmung zu hören. Das Fähnlein der Hohen-
loher aber umringte ihn mit wildem Geſchrei, ſchlug die Büchſen
auf ihn an, fällte die Spieße gegen ihn, und drohte ihn umzu-
bringen, wenn er ſich noch länger weigere, auptmann zu
werden. Gezwungen ergab er ſich in ſein Schickſal und ver-
ſprach mit einem Eide, am nächſten Tage in Buchen, wohin das
Heer ſogleich aufbrach, ſich einzufinden.

Traurigen Herzens ritt er nach Hauſe und wünſchte ſich lieber
in dem tiefſten Turm zu liegen, der in der Türkei ſtand. Er
hatte mit dem Feuer geſpielt und ſich die Finger verbrannt.

ür die großen Gedanken und Pläne ſich zu erwärmen, die
endel Hipler ihm angedeutet hatte, war er undebenſo wewnß liebte er das Volk, das für ſeine Freiheit in den

en ſtand.Wa
(Fortſetzung folgt.)

Heiteres.
Aus den Fliegenden Blättern. Aus der Kinder

ſtube. „Aber Anna, was gab es denn vorhin, als ich den
Doktor hinausbegleitet, für einen Heidenradau?“ „Ach, gnä'
Frau, Prügelt haben ſich die Buben drum, wer die Maſern
zuerſt kriegt und von der Schul' wegbleiben darf!“

Bedenklich. Junger Arzt: „Willſt Du mich nicht Deiner
Frau Schwiegermama als Hausarzt empfehlen?“ Ehe- 9

ann: „Das geht nicht die traut mir ſo ſchon das Am

Schlimmſte zu!



r erB.e re ver nächtlichen Ouälkereien ſcheint die dritte
K e des Infanterie Regiments geweſen zu ſein. Jm
Verlauf der Unterſuchung wurde faſt gegen den ganzen hoffnungs
vollen UnteroffiziersNachwuchs der 3. Kompagnie Anklage erhoben
und 5 Mann hoch ſaßen am Mittwoch auf dem Bänkel. Die
Anklage lautete auf gemeinſchaftliche vorſätzliche, auf Verabredung
beruhende Körperverletzung mit hinterliſtigem nächtlichen Ueber
all.f Der Hauptſchinder iſt Gefreiter Störtz geweſen, deſſen Vater

erſter Adjunkt (Stellvertreter) des Bürgermeiſters der alten
Reichsſtadt Speier iſt. Die Art der Heimſuchungen war
immer dieſelbe. Hatte ſich ein Rekrut durch irgend eine Aeuße-
rung mißliebig gemacht, dann wurde er, wenn alles ſchlief,
überfallen die Decke wurde weggezogen und dann drauf-
los gedroſchen. Hatten die Helden ihre That vollbracht, dann
gingen ſie wieder durch und das Opfer hielt den Mund, weil
es befürchten mußte, daß anderenfalls eine zweite Auflage der
erſten folgen würde. Da die Unteroffiziere mit den Gefreiten
unter einer Decke ſteckten, ſtand das praktiſche Ergebnis
einer Beſchwerde von vornherein feſt. Bezeichnend hierfür
iſt die Ausſage eines der Geprügelten, daß er offen-
bar ſeine Hiebe nur aus dem Grunde bekam, weil er
es laut ausgeſprochen, daß es eine Schande ſei, die Leute im
Schlafe zu überfallen. Als er dann ſeine Hiebe weg hatte
und ſeinem Verdacht über die Thäter lauten Ausdruck lieh,
da wurde er beim Exgzerzieren ſo lange „gezwickt“, bis er feier-
lich erklärt hatte, daß er ſich geirrt. Oftmals wurden von den
Gefreiten, die immer zu dritt ausrückten, zwei Prozeduren in
einer Nacht vollzogen. Um einer Entdeckung vorzubeugen,
drehten ſie vorſorglich die Ganglichter aus. Jn der Dunkel-
heit ſchlugen ſie natürlich blindlings drein, unbekümmert darum,
wo die Hiebe hinfielen.

Jn ÄAnbetracht der Gemeingefährlichkeit der Burſchen be-
antragte der Vertreter der Anklage gegen den Anführer der
Bande, den Gefreiten Störtz 5 Monate, gegen die übrigen vier
Gefreiten 4 Monate 15 Tage, 3 Monate 5 Tage, 25 und
28 Tage. Der Vertreter der Anklage betonte, daß die Leute
keineswegs die löbliche Abſicht hatten, die Disziplin zu ſtützen,
ſondern nur einer ganz gemeinen Rachſucht zu frönen.

Das Gericht verurteilte zwei der Herren Gefreiten zu 45 Tagen,
den dritten zu 30 Tagen, den vierten zu 10 Tagen und den
fünften zu 14 Tagen Gefängnis.

Die Pfälziſche Poſt entwickelt übrigens in letzter Zeit eine
für die Militärverwaltung geradezu unheimliche Thätigkeit in
der Aufdeckung und Beſprechung von Mißſtänden in der Lan-
dauer Garniſon. Es vergeht kaum eine Woche, daß ſie nicht
irgend eine neue Geſchichte aus dieſer Garniſon zu erzählen
weiß. Und dabei ſind ihre Angaben ſo beſtimmt, daß ſich ihr
nicht beikommen läßt.

Der Dreſchgraf Pückler hat wirklich dem 70 jährigen
Sanitätsrat, der in ſeinem Prozeſſe als Sachverſtändiger fun-
gierte, eine Forderung auf Piſtolen überſandt. Der
Sanitätsrat hat ſie natürlich abgelehnt. Herr Pückler hat
darauf an ſein Leiborgan, die Staatsbürger-Zeitung, den fol-
genden Ukas gerichtet:

Gleich nach der Sitzung habe ich dem Sanitätsrat
Dr. Neumann eine Piſtolenforderung überſandt,
welche derſelbe jedoch ausgeſchlagen hat. Der Mann
kann wohl anſtändige Leute beleidigen, hat jedoch nachher nicht
den Mut, für dieſe ſeine Worte einzutreten. Jch erkläre
daher den Dr. Neumann in Glogau öffentlich für einen

Das Blatt bemerkt dazu: „Die auspunktierten Schluß-
folgerungen haben wir aus preßgeſetzlichen Gründen nicht ge
bracht.Se für eine ungariſche Feigheit, den Willen des Grafen

Pückler unter das Strafgeſetz zu beugen!
Der Rachedurſt des edlen Grafen iſt damit jedoch noch nicht

geſtillt. Er hat geſtern auch dem Vorſitzenden des
Glogauer Gerichtshofes eine Forderung auf
Piſtolen zugeſandt. Seitens des königlichen Landratsamts
iſt übrigens bei der Landesregierung bereits am Sonnabend
die Unterbringung des Grafen in eine Jrrenanſtalt zur Be-
obachtung ſeines Geiſteszuſtandes beantragt worden.

Die ExtraAusgabe der Staatsb.- Ztg. vom 7. Juni, die die
letzte Rede des Grafen Pückler in Berlin enthielt und von
dieſem ſelbſt verantwortlich gezeichnet war, iſt auf Grund des
s 130 des Strafgeſetzbuches (Anreizung zu Gewaltthätigkeiten)
durch Gerichtsbeſchluß polizeilich beſchlagnahmt worden.

Ueber die Verhandlung vor dem Glogauer Gericht werden
wir morgen einen ausführlichen Bericht veröffentlichen aus
welchem hervorgeht, welche Milde manchmal preußiſche Richter
den Angeklagten bezeigen.

Eine eifrige Thätigkeit entfaltet die Berliner politiſche
Polizei, um eine von Londoner Anarchiſten herausgegebene
Broſchüre: Der Generalſtreik und die ſoziale
Revolution aufzuſpüren. Kürzlich iſt danach bei dem
Expedienten des anarchiſtiſchen Blattes Neues Leben vergeb-
lich Hausſuchung gehalten worden. Es iſt ſeitdem über
den Betreffenden die Briefſperre verhängt worden.

Vom deutſch polniſchen Kriegsſchauplatze. Die Straf-
kammer in Gneſen verurteilte wegen Aufruhrs, Landfriedens-
bruchs und öſfentlicher Beleidigung der Wreſchener Lehrer die
Frau Kantorezyk zu zehn Monaten, wegen Aufruhrs und
Landfriedensbruchs den Angeklagten Paliszewski zu einem
Jahr und zwei Monaten Gefängnis und wegen groben Un-
ſugs den Lehrling Wisniewski zu drei Wochen Haft.

Für unbegründet erklärt die Domänendirektion von Raeot
die Mitteilung, daß Unterhandlungen wegen Ankaufs des
Gutes mit einem polniſchen Agenten gepflogen werden.

Ein Abkommen betr. die Begründung einer Schaum-
wein Steuer gemeinſchaft zwiſchen Deutſchland und
Luxemburg wird im Reichsanzeiger veröffentlicht.

Ausland.
zukünftige „Landesvater“. Der

Ferdinand von Oeſtreich iſt be-Oeſtreich. Der
Thronfolger Erzherzog

Mein diesjähriger grosser

kanntlich extrem klerikal geſinnt und zeigt ausgeprägt deſpotiſche
Gelüſte. Vor kurzem wurde ſchon von ſeiner Beeinfluſſung des
Richterſtandes berichtet bei einer lächerlich geringen Diebſtahls-
geſchichte eines erz herzoglichen Stalldieners. Jetzt werden
Einzelheiten über die Art und Weiſe bekannt, wie die Arbeiter
auf den Gütern des künftigen Landesvaters behandelt werden.
Der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Elderſch hat am Dienstag
eine Jnterpellation im Abgeordnetenhauſe eingebracht, aus
welcher folgende traurige und für den Thronfolger recht bezeich-
nende Einzelheiten wiedergegeben ſeien:

Aus der Gemeinde Silberlos waren 28 Arbeiter bei dem dem
Erzherzog gehörigen Chlumetzer Großgrundbeſitze mit Holz-
fällen beſchäftigt, und zwar in der Zeit vom 1. November 1901
bis Ende März 1902. Der Lohn war per Meter berechnet, und
die Arbeiter verdienten durchſchnittlich neun Kreuzer pro Tag.
Damit ſie nicht ſagen können, daß ſie die Arbeiten umſonſt ver-
richten, wurde ihnen erlaubt, zweimal in der Woche auf einem
Schubkarren Holz und die andern Tage nur ſo viel Holzabfälle,
als ſie auf der Schulter tragen können, nach Hauſe zu nehmen.

Anfangs April begaben ſich die Arbeiter nach Wien, um Be-
ſchäftigung zu ſuchen, aber ſchon am 22. April kamen um
4 Uhr früh Gendarmen, der Revierförſter und der Jngenieur
Salaska nach Silberlos. Alle waren bis an die Zähne be-
waffnet. Sie kamen nämlich, um „geſtohlenes“ Holz zu ſuchen,
und zwar bei jenen Leuten, die im erzherzoglichen Walde be
ſchäftigt waren. Von einem Arbeiter zum andern gingen ſie
und durchſuchten die ganzen Gebäude; wo ſie ein Stück Holz
fanden und wenn es auch vielleicht ein fünfzehnjähriges war

alles wurde notiert und als aus dem erzherzoglichen Wald
geſtohlen erklärt. Den nächſten Tag kam von der erzherzog-
lichen Herrſchaftsdirektion das Strafmandat, das je nach der
Menge des vorgefundenen Holzes bemeſſen war. Die ein-
geſchüchterten Weiber bezahlten, damit ihre Ehegatten nicht un-
ſchuldig verfolgt werden, nicht von Wien nach Hauſe kommen
müſſen und ſo um Verdienſt und Geld gebracht werden.
Manche dieſer Frauen mußte ſich das Geld ausborgen. Die
Strafen betrugen drei bis hundertundzehn Kronen. Als ſchon
alles bezahlt war, wurde gegen die betreffenden Arbeiter die
gerichtliche Anzeige wegen Holzdiebſtahls erſtattet und ſie ſamt
ihren Frauen vor Gericht gerufen. Die Männer wurden in
Wien wegen Diebſtahlsvergehens in Verhör gezogen, und ihre
Frauen ſollten Zeugenſchaft ablegen. Das Bezirksgericht in
Wittingau verurteilte einige, die von der Gutsverwaltung
Chlumetz bis zu 10 Kronen beſtraft worden waren, zu vier-
undzwanzig Stunden Arreſt, und jene Arbeiter, deren von der
Herrſchaftsdirektion über ſie verhängtes Strafausmaß 10 Kronen
uberſteigt, werden vom Kreisgericht in Budweis wegen Ver-
brechens verfolgt.

Die von der Gutsverwaltung erpreßten Strafbeträge belaufen
ſich auf 316 Gulden. Dieſe Beträge ſteckte die Herrſchaft ein,
und außerdem plagten ſich die Holzarbeiter beinahe umſonſt.

So läßt der Erzherzog auf ſeinen Gütern die Arbeiter be-
handeln. Oeſtreich kann ſich auf den kommenden Kaiſer freuen.

Frankreich. Mehrere politiſche Reden gehalten
hat Präſident Loubet am Sonntag bei einem großen Turner-
feſte in Le Mans. Das Kaliber dieſer Reden, von die bürger-
liche Preſſe viel Aufhebens macht, entſpricht dem bei ſolchen
Gelegenheiten üblichen: ſchöne patriotiſche Phraſen, die für die
thatſächliche politiſche Entwickelung nicht die geringſte Be-
deutung haben.

Spanien. Zu einer großen Demonſtration kam
es am Sonntag in Barcelona bei der Ankunft des frühern
Miniſters Canalejas. Derelbe wurde von einer großen Menge
empfangen, die antiklerikale Rufe ausſtieß. Ein ſtarkes Gen-
darmeriekorps war zur Stelle und trieb die Menge mit
Säbelhieben auseinander, auch Revolverſchüſſe wurden abge
geben. Canalejas reiſte wieder nach Madrid zurück, um ernſt-
liche Ruheſtörungen zu vermeiden.

England. Der Krönungsrummel wird jetzt mit Hoch-
druck vorbereitet. Ganz London iſt in Aufregung, alle Fenſter
und Plätze, von denen aus der Triumphzug Eduards zu ſehen
iſt, ſind zu hohen Preiſen vermietet worden. Zahlloſe Fremde
aller Hautfarben ſind ſchon in London zuſammengeſtrömt und
die verſchiedenen Fürſtlichkeiten, die die Krönung Jhrer britiſchen
Majeſtät durch ihre erlauchte Gegenwart verſchönen ſollen, ſind
eingetroffen. Aus Deutſchland iſt außer einer Anzahl von
Prinzen und Prinzeſſinnen auch Graf Walderſee zur W
an dieſem weltgeſchichtlichen Ereignis abgeſandt worden. er
Weltmarſchall a. D. iſt auch bereits von Lord Roberts zu
einem Feſteſſen eingeladen worden, wobei die beiden
Helden gegenſeitig beweihräuchert und angehocht haben.
Jn einem Toaſt auf König Eduard ſagte Graf Walderſee,
es erhöhe ſein Vergnügen, Lord Robert's Gaſt zu ſein, daß er
im vorigen Jahre engliſche Truppen befehligte und deren gute
Disziplin und Tapferkeit ſelbſt kennen gelernt habe. ir
deutſchen Soldaten fuhr er fort, wiſſen alle wohl, wie ſchwierig
und mühevoll die Aufgabe der britiſchen Armee in Süd-Afrika
war. Wir wiſſen auch, daß die Offiziere und Mannſchaften
Jhrer Armee dieſe Aufgabe mit der äußerſten Hingebung für
ihr Vaterland, mit Tapferkeit und Humanität erfüllt haben.
Lord Roberts dankte ihm für die äußerſt ſchmeichelhafte Bezug-
nahme auf die Leiſtungen der britiſchen Truppen in Süd-
afrika und trank auf das Wohl des deutſchen Kaiſers und der
großen deutſchen Armee.

Der deutſche Spießer wird dieſe Rede Walderſees mit ruhigem
Behagen leſen, obwohl er einmal für die Buren geſchwärmt
hat. Jn nächſter Zeit iſt eben für ihn wieder einmal engliſch
Mode. Was mag aber wohl in nächſter Zeit nun noch
drüben in England zuſammengeredet und getrunken werden!

Der arme Eduard iſt leider in den letzten Tagen nicht recht
wohl geweſen. Kein Wunder! Man bedenke, welche An-
ſtrengungen allein ſchon das Koſtüm-Anprobieren erfordert,
ganz zu ſchweigen von anderen wichtigen r r eſchäften.Eine ganze v Aerzte wacht her über die koſtbare Ge
ſundheit des Königs,
Krönung aushalten kann.
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Millionen werden in dieſen Tagen für eine leere

für nutzloſen Prunk und vergänglichen Flitter
Und während Jhrer britiſchen Majeſtät die Krone auf das ge
ſalbte Haupt gedrückt wird, irren Tauſende in London umher,
die nicht wiſſen, wo ſie ein Stück Brot hernehmen ſollen, ſterben
Millionen im indiſchen Märchenlande, weil die engliſche Herr-
ſchaft nicht gewillt iſt, der ewigen Hungersnot zu ſteuern,
ſtehen in Südafrika die Burenfamilien vor den Trümmern
ihrer Farmen und beklagen die Lieben, die ihnen der grauſame
Krieg entriſſen hat! Jm Weſtminſter-Dom aber läuten die
Glocken und ein Tedeum nach dem andern ſteigt gen Himmel!

Am Donnerstag 8 Uhr abends werden im ganzen britiſchen
Reiche ſämtliche Bewohner, wo immer ſie ſtehen und gehen,

r d

die engliſche Nationalhymne anſtimmen. Glockenläuten der
Kirchen wird das Signal geben.

Das kann ja zu reizenden Situationen Anlaß geben! Auf
was für kurioſe Dinge man doch verfällt, um die monarchiſchen
Gefühle wachzurufen.

Zum Zollkrieg.
Die Zollkommiſſion hat geſtern die ſozialdemokratiſche

Reſolution betr. die geſetzliche Regelung der Gefängnis-
arbeit mit 15 gegen 11 Stimmen abgelehnt. Außer dem
Zentrum, das ſich ausſchwieg, waren zwar alle Parteien mit
der Reſolution einverſtanden, Konſervative, Nationalliberale
und ihr Anhang ſtimmten aber dagegen, weil ſie nicht zum
Zolltarif gehöre! Die Zollwucherer beginnen ſchon wieder mit
Vergewaltigungsverſuchen. Die ſtreng ſachliche und
ſachkundige Kritik der Oppoſition, beſonders der Sozialdemo-
kraten, iſt ihnen ſo unangenehm, daß ſie geſtern durch einen

an zunmotivierten Schlußantrag verſuchten, der Oppoſition das
Wort abzuſchneiden, obwohl die Freiſinnige Volkspartei noch
gar nicht zu Wort gekommen war. Sie mußten aber in einer
*/aſtündigen Geſchäftsordnungsdebatte die Erfahrung machen,
daß ihre ſauberen Plänchen ſo leicht nicht durchzuführen ſind.
Erledigt wurden geſtern die Poſitionen 430 bis 437 (Woll-
zölle). Für Poſition 436 Baumwolle gebleicht 4 M.) wurde
auf Antrag der Sozialdemokraten Zollfreiheit beſchloſſen,
bei Poſ. 437 (Baumwollene Geſpinnſte 10 bis 20 M.) auf
Antrag des Zentrums die Zollſätze um die Hälfte herabgeſetzt.
Die übrigen Poſitionen wurden nach der Vorlage angenommen

Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle, 21. Juni.
„Der Krach beim Konſumverein von Sandersdorf, wo

rüber ſeiner Zeit berichtet worden, brachte es mit ſich, daß
ſieben frühere Vorſtandsmitglieder e n Konkursvergehens

tsund Vergehens gegen das Genoſſenſcha e unter Anklage
geſtellt wurden. Es erſchienen als Angeklagte der 40 jährige
Schuhmachermeiſter Auguſt Mittag, der A4ljährige Maurer
Gottlieb Nieber, der 58jährige Grubenarbeiter Auguſt Hille,
der 45jährige Stellmacher Auguſt Steuer, der 51jährige
Maurer Guſtav Kleeblatt, der 58jährige Arbeiter uguſt
Schikore und der 38jährige Handarbeiter Ernſt Vehſe,
ſämtlich aus Sandersdorf und bisher unbeſtraft. Die An
geklagten wurden beſchuldigt, als Mitglieder des genannten
Vereins, über deſſen Vermögen der Konkurs eröffnet worden
iſt, Handelsbücher unordentlich geführt und es gegen die Be
ſtimmungen des Handelsgeſetzbuches unterlaſſen v haben, die
Bilanz des Vereinsvermögens in der vorgeſchriebenen Zeit zu
ziehen. Ferner wurden Nieber, Hille und Schikore beſchuldigt,
gegen 8 147 des Genoſſenſchaftsgeſetzes t u haben,
weil ſie in der Bilanz vom März 1901 den Vermögensſtand
der Genoſſenſchaft wiſſentlich falſch dargeſtellt haben ſollten.
Ueber den 1893 gegründeten Verein wurde am 19. April 1901
auf Veranlaſſung eines Gläubigers von der Firma Düben
u. Herrmann, die Waren geliefert hatte, das Konkursverfahren
eröffnet. Der Verein war eine eingetragene Genoſſenſchaft mit
beſchränkter n geweſen, und jedes Mitglied hatte beim
Eintritt in den Verein eine Einlage von 30 Mk. zu zahlen.
Die Angeklagten hatten abwechſelnd Vorſtandsämter innegehabt,
von der kaufmänniſchen Buchführung nichts verſtanden, keine
Ueberſicht über das Vereinsvermögen gehabt, und die bei
Gründung des Vereins eingetretenen Mitglieder hatten von
dem Genoſſenſchaftsverband, zu dem ihr Verein gehörte, nur
einige Geſchäftsanweiſungen mit eingerichteten Büchern erhalten.
Die Unkenntnis der Angeklagten in kaufmänniſchen Dingen
brachte es mit ſich, daß ſie den n des Vereins nicht
e Daß ſie böswillig gehandelt haben, war nicht anzu
nehmen.

Hille als Kaſſierer hatte ſelbſt außer ſeinem Anteil eine
Kaution von 200 Mark und Nieber als Geſchäftsführer eine
ſolche von 500 Mark eingebüßt. Als Entſchädigung für ihre
Bemühungen erhielten die Vorſtandsmitglieder 1 Prozent vom
ährlichen Umſatz. Nachdem der Konkurs eröffnet worden,ſtellte ſich heraus, daß der Warenbeſtand in der letzten Bilanz

um weit über 1000 Mark zu hoch angegeben war. Dieſes
hatten die damaligen Vorſtandsmitglieder gethan, um den
Verein noch zu halten. Sie glaubten, es würde wieder eine
beſſere Zeit kommen. Hätten ſie die Bilanz richtig gezogen,
dann wäre der Zuſammenbruch ſchon früher erfolgt. er
Konkursverwalter ſtellte feſt, daß ſich die Paſſiven auf etwa
8300 Mark, die Aktiven auf 2800 Mark bezifferten, und eine
Unterbilanz von etwa 5400 Mark vorhanden war. Der Ver-
ein hatte gewöhnlich 6 Prozent Dividende verteilt. Nach dem
Gutachten des Bücherreviſors Peckmann iſt die Urſache des

des Vereins auf Geſchäftsunkenntnis der
orſtandsmitglieder des Vereins zurückzuführen. Der un-

genügende Umſatz habe ziemliche Unkoſten verurfacht. Auch
habe der Verein durch einen Prozeß Geld eingebüßt.
Kontrolle ſei mangelhaft geweſen und der von den Genoſſen-
ſchaften angeſtellte Verbandsreviſor ſcheine nicht pflichtgemäßaller zwei Jahre revidiert zu haben wäre das er dann
hätte er dem Weiterwirtſchaften in dem Verein Einhalt thun
müſſen. Der Staatsanwalt erachtete die Angeklagten der
ihnen r Laſt gelegten Vergehen für überführt und beantragte
gegen Nieber und Hille je 3 Monate, gegen Schikore 1 Monat
und gegen die übrigen vier Angeklagten je 3 Wochen Gefäng-
nis. Das Gericht ſah die Angeklagten nach dem Sinne des
Geſetzes als Vollkaufleute an, konnte aber, da die Sache gelind
zu beurteilen ſei, die mildernden Umſtände nicht verſagen.
wurde erkannt gegen Hille auf 60 Mark, gegen Nieber auf
45 Mark, gegen Mittag, Steuer und Kleeblatt auf je 20 Mark
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ehens beſtraft: haun a
Cemn Vehſe auf 10 Mark und gegen Schikore auf s Mark atſellen itre nvalidenkarte weggenommen. Die Haft wurde t iſt deshalb en Lotteri

ldſtrafe ev. für je 5 Mark 1 Tag Gefängnis. als Der bis rig Macht iſſen haben ſollte d ſten hre da geder, g7 V S ngr nenen Swnden zu
Gel tlich der Stell tt der 20 Die affnete a angegriffen haben ſollte der führe e 2e en Vertreibern der eine warRichard o m gen le e r c Arbeiter Johann Schmidt aus e Fenfeb burg, weshalb er Sie zu einem Kleide im Werte von 10.50 Mk. verſprochen

übermütig gezeigt. Er griff ein in den Kaiſerſälen die Treppe ſ vom dortigen Schöffengericht wegen Beleidigung und Körper- worden. Die Angeklagten hatten auch Kleiderſtoff erhalten
Dienſtmädchen an den mit Waren gefüllten

Korb, ſo daß das Mädchen das reich gewigg verlor und zirka15 Stufen die Treppe hinabſtürzte. ie Gefallene hatte ſich
eine Magenquetſchung zugezogen. Der übermütige junge
Mann, der durch ſeine Rüpelei hätte viel größeres Unheil an
richten können, kam beim Schöffengericht mit einer Geldſtrafe
von 20 Mark ev. 4 Tagen Gefängnis davon. Die hiergegen
von der Staatsanwaltſchaft eingelegte Berufung wurde ver-
worfen mit dem Hinweiſe, daß die Strafe geltnd bemeſſen ſei,
weil angenommen worden, daß der Angeklagte nur fahrläſſig,
nicht vorſätzlich gehandelt habe.

Für unzuſtändig erklärt hatte ſich das Schöffengericht vonBitterfeld zur Aburteilung eines von den Arbeiterfrauen
Friederike Quilisſch und Auguſte Fehſe begangenen
Diebſtahls. Die beiden bisher unbeſtraften Frauen waren im
April d. J. in Ramſin durch eine Hecke in den Garten einesGutsbeſitzers gegangen und hatten dort je einen Arm voll
Holz genommen. Der Staatsanwalt beantragte wegen
ſchweren Diebſtahls die Kleinigkeit von je drei onaten
Gefängnis. Das Gericht erachtete nur einfachen Diebſtahl für
vorliegend und erkannte auf je 3 Tage Gefängnis.

Verworfen wurde die Berufung des Arbeiters Guſtav
Sieber von hier, der vom Schöffengericht wegen Wider-ſtands zu 3 Wochen Gefängnis verurteilt worden war. Er
hatte bis zum April d. J. in einer hieſigen Fabrik gearbeitet
und nach, Einhändigung ſeines Entlaſſungsſcheins das Fabrik-
grundſtück nicht auf Wunſch verlaſſen. Als ein in ppfene7Koligiſt einſchritt, kam der Angeklagte vor der Thür des
Fabrikgrundſtückes zu Fall. Darauf leiſtete er dem Poliziſten
Widerſtand. Die verhängte Strafe wurde als angemeſſen
bezeichnet.

Wegen Diebftahls wurde der Arbeiter Auguſt Karl
Wabnitz zu 1 Jahr 3 Monaten Zuchthaus und wegen
Bettelns zu 3 Wochen Haft verurteilt. Er hatte am 20. Mai
in Merſeburg in einem Laden gebettelt, dann aus der Kaſſe
einen Drahtkorb mit 2.30 Mark geholt und einem Schmiede-
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traf

auf die Sei
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verpflichtet,

verletzung zu 10
hatte am 23.

mit den Worten

Fahrläſſige Tötung. Am Nachmittadie Muſikerlehrlinge Franz Geſe, Keil,
Trothaer Felſen ſpazieren. Als ein 15 jähriger Burſche auf der
Saale in einem Kahn gefahren kam, bat ihn Dix, ihn und Keil

Der Burſche nahm die beiden Perſonen auf, S
als ſie dann gemeinſchaftlich auf der Saale fuhren, warf Gwiederholt mit Steinen nach dem Kahn, was ſich die Jnſaſen
verbaten. Geſe ſetzte aber die Steinwürfe fort, w. da
ſaſſen des James

mitzunehmen.

Saal chloßbrauerei landen konnten.
ir an der Hand. Den ten Würfen ſuchten die

daß ſie ſich im Kahn
kippte der Kahn ſchließlich um.

Der junge hielt ſich am Kahn feſt und rettete ſich; Dix
durch Schwimmen und der Lehrling Keil,

Die Leiche wurde unter-
Der Ängeklagte erklärte zu ſeiner

er habe nur necken wollen und nicht annehmen
e Sache für die waſſen des Kahnes einen ſo

Dem Strafantrag ge
u 3 Monaten Gefängnis.nen führte die verehelichte Brau-
die verehelichte Wolf geb. Richter
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Jnſaſſen nunmehr dadurch n

der nicht ſchwimmen konnte, ertrank.
halb Brachwitz geborgen.
richuild gung
können, daß difolgenſchweren Verlauf nehmen
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Lotterievergehen auf die Anklagebank.
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noch je 4 weitere Scheine à 2 Mk. zu

agen Gefängnis verurteilt worden war.
Tambour vom 36er Regiment

„Militär gehöre nicht auf das Trottoir“
ſtoßen und dann, als er einen Schlag mit dem Seitengewehr
erhalten, um ſich geſtoßen. Der Staatsanwalt beantragte auf
n grlege Berufung 4 Wochen Gefängnis. Das Gericht ver

er die Berufung.

ix und ein vierter am

dant ſie an der

einem ſogen. Verſandhauſe,
darauf 2.50 Mk. angezahlt und ſich dann

vertreiben.

und ſollen nun

ge

geklagten ewußt haben,

uni 1902.
ärz gingenging frau Hufenreuter,

daß die Jn- der Angeklagten glaubte,
ege zu

weiter und handelt.

und erkannte auf 60 Mk.

ſollte.
Staubſchüttler. Elf

Heeres oder der FlotteBundesgebiet verlaſſen,

Gut je 160 Mk. Geldſtrafe ev.

durch ihr
ſpielung Beihilfe geleiſtet haben.
e 3 Mk. Geldſtrafe ev.ſich für nichtſchuldig. Das

da es nicht die Ueberzeugung

Die Angeklagten hätten keine Kenntnis davon gehabt,
zu i Vorteil vom Glückszufall abhängig war.

Erfolgreich war die Berufun
die vomwegen Beleidigung des Oberbürgermeiſters Aderhold dortſelbſt

zu 3 Wochen Gefängnis verurteilt worden war.
der Angeklagten beſitzt ein Haus, das weſentliche Merkmale des
Verfalls zeigt und deshalb geräumt werden mußte.
ſollte durch die Kanaliſation beſchädigt ſein und der Ehemann

Sache gegen 4 Angeklagte.
Verantwortlicher Redakteur:

Thun zu einer öffentlichen Aus
Der Staatsanwalt beantragte

Haft. Die Angeklagten erklärten
Gericht ſprach die Angeklagten

ewinnen konnte, daß die AHecht gewollt und gethan hat.

daß der
was

ng der verehel. Hausbeſitzers-
chöffengericht in Gerbſtädt

Der Ehemann

Das Haus

nicht genügend Entſchädigung zu be-
kommen. Die Angeklagte war dorüber erbittert und hatte ge-
ſagt, der Bürgermeiſter habe aus Rache gegen ihren Mann ge-

Das Berufungsgericht berückſichtigte den Umſtand,
daß die Angeklagte in Erbitterung gehandelt habe, es hielt eine
Gefängnisſtrafe nicht für angebracht, hob das erſte Urteil auf

Geldſtrafe ev. 20 Tage Gefängnis.
Verworfen wurde die Berufung der verehel. Bergarbeiter

Kretſchmar, die vom Schöffengericht Gräfenhainichen wegen
Diebſtahls zu 1 Woche Gefängnis verurteilt worden iſt, weil ſie
am 14. März einem Nachbar ein Legehuhn weggenommen haben

Wehrpflichtige waren angeklagt, weil
ſie in der Abſicht, ſich dem Eintritte in den Dienſt des ſtehenden

e entziehen, ohne Erlaubnis das
der nach erreichtem militärpflichtigen

Alter ſich außerhalb des Bundesgebiets aufgehalten haben ſollen.
Von den Angeklagten war natürlich, wie immer, keiner erſchienen.
Das Gericht verurteilte 7 Ängeklagte in deren Abweſenheit zu

32 Tagen Gefängnis und vertagte die

Adolf Thiele in Halle.

Zentralverband der Maurer

Zweigverein Halle a.
Mittwoch

Tagesordnung 1.
2. Verſchiedenes.

den 25. Auni abends 8 Ahr im Saale der Moritzburgwſe ſeulliche Verſammlung der Raurer von Halle u. lUimg.

Die Lohnreduzierungen bei den hieſigen Bauunternehmern.
Die örtliche Verwaltung.

Deutſchlands.

S.

Sozialdemokrat. Verein
für Halle und den Saalkreis.

Donnerstag den 26. Juni er. abends 8 Uhr im De n8loral bei
Streicher (Drei Könige) Kl. Ulrichſtraße 3Mitglieder- W ersammiung

Tagesordnung:
1., Vortrag des Redakteurs Gewofſzn W. Swienty über:

Die hairiſche Vahlreſorm und die Stellung der ſozialdemokratiſchen

Landtagsfraktion.

2. Kommunale Angelegenheiten 3. Verſchiedenes.Mit Rückſicht auf die W Wichtigkeit der T Tages sordnung, namentlich des
Vortrages im Hinblick auf die im nächſten Jahre bevorſtehenden preußiſchen
Landtagswahlen, ſieht einem zahlreichen und pünktlichen S Ftgegen

VorſtanAllgem. Konſumverein für Mühlberg a C.

und Umgegend. E. G. m. b. H.
Mittwoch den 2. Juli er. abends 8 Uhr im „Elbſchloß-Reſtaurant“

ausserordentliche General Versammlung.
Tagesordnung: I. Vrſtätignng der bereits gewählten Vorſtands-

mitglieder. 2. Statutenänderung. 3. Anträge.
Der Aufſichtsrat des Allgem. Konſumvereius für Mühlberg a. E.

und Umgegend. E. G. m. b. H.
R. Rässler, Vorſitzender.

I OSsboOr S BeIIevuse- m
Morgen Mittwoch nachm. von 3 Uhr an

Großes Jamilien- Frei Konzert.

Zeit.
Kleiderftoffe, Wäſche, Gardinen,
Handſchuhe, e Strümpfe,

Hoſenträger, Schlipſe, Arbeitshoſen
kaufen Sie äufßzerſt reell und billigſt bei

Ernst SchneblIe, Zeitz
m 8.Str- Bote

zu Anzügen, Hoſen, Damenkleidern paſſend,
mehrere 1000 Meter Reſte in allen Farben ſpottbillig.Halle g. 6. II. II. Leipzigerſtr. 57.

Kaufſhaus I. Ranges.

Schirmfabrik von
l. I. Werkmeister

Leipzigerſtr. 16.Sig e Preiſe
am Platze.

Reparat., Bezüge ſof.

Porzellan u. Glas
spottbillig wegen Geschäftsaufgabe.

frische kurzgepflückte

Kamillen
kauft jedes Quantum zu höchſt. Preiſen

Gr. Märkerſtraße 7.

Wohnung für 156 Mark an anſtän-
dige Leute wegen Fortzug am 1. e

V
Direktion: Gustav Poller.

Täglich abends 8 Uhr:
Gr. Konzert

und Vorſtellung.
Bei günſtiger Witterungin den prächtigen, ſchattigen, allabendlich elektriſch beleuchteten und

illuminierten Gartenanlagen
Bei ungünſtiger Witterung im

Wintertheater:
MIlle. Ada Francis,

„Elfenzauber in den Lüften“.
5 Schwestern Wanton,akrobatiſches Geſangs und Tanz

Damen-Enſemble.

BF 3 Teherans, Wperſiſche Reifenſpieler nebſt dem

übrigen Glanzprogramm.
Anfang 8 Uhr. Ende geg. 11 Uhr.

Inſerate
ſowie Abonnements

ürs Polkohlatt
nimmt an

Wilh. BöhmSchkeuditz

Frima Wurst Waren aus
reinem Schweinegut empfiehlt

G. Gerig, Roſenſtraße 2.

Jeden Mittwoch
Schlachte- Feſt.

Oskar Heller,
Steinweg 32.

Telephon 2179.
Soeben erſchien

Poſtillon
Nr. 13.

Preis 10 Pf.
Simplieiſſimus

Nr. 13.
Preis p. Nr. 15 Pf.

Zu beziehen durch die
Volkaruchhandlung,

Weltall und

mit ca. 2000 Jlluſtrationen,

Menſchheit.
Naturwunder und Menſchenwerßke.

Geſchichte der Erforſchung der Natur und Verwertung der Naturkräfte im
Dienſte der Völker

von Hans Kraemer in Verbindung mit hervorragenden Fachmännern.

Reich illuſtriertes Prachtwerk
zahlreichen ſchwarzen und bunten Kunſtblättern,

Fakſimile- Beilagen c.
Extrabeigaben in neuem Syſtem der Darſtellung.

100 Lieferungen à 60 Pf. Alle 14 Tage erſcheint eine Lieferung.

Das Werk wird zum J im Zuſammenhang die Beziehungen
des Menſchengeſchlechtes zum Jeltall und ſeinen Kräften ſchildern und von
der Vorzeit an die Spuren des Kampfes des Menſchen mit den Natur-
gewalten verfolgen, um die Bedeutung der Verwertung der Naturkräfte für
die Kulturentwicklung ins rechte Licht zu ſetzen.

Zur Subſkription ladet höflichſt ein
Die Volksbuchhandlung, Geiſtſtraße 21.

Die TGeiſtſtraße 21
empfiehlt ſich zur Lieferung aller Modenzeitungen, als

Große Modenwelt
Kleine MWodenwelt

Kindergarderobe
Die Wodenwelt

Wäſche- Zeitung
MWode und Haus

Elegante Mode
Frauenſleiß

Deutſche Wodenzeitung
Blatt der Hausfrau

Häuslicher Ratgeber etc.

iſt. S. 50
erſpart jeder Käufer bei Ausnützung
der Bons eines Exemplars

Ganz halle
für 20 Pfg.

Jnhalt:
Neueſtes Kursbuch Mai

Oktober 1902. Plan von Halle und
ſeiner Umgegend. e Führer
und Plan des zoologiſchen Gartens
auf dem Reilsberg. Verzeichnis ſtaat
licher und Behörden undSehenswürdigkeiten.
Sammlungen und Muſeen. Ver
zeichnis von Hotels, Gaſthöfen, Cafe's
u. ſ. w., Reiſe Boten und rachtfuhrGelegeiheit, überhaupt was für Fremde
und Einheimiſche im Verkehrsintereſſe
von Nutzen iſt.e Preis 20 Pfg. W

Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung,
Geiſtſtraße 21.

S Kaufe am 26. Juni im Gaſt
hof „Stadt Leipzig
Kangrienhähne n Weibchen

bei, höchſten Preiſen.
J. Tivchler aus Magdeburg.

Fl. Räumfuhren nimmt an
F. Fister, Gr. Brauhausſtr. 31.

D. Achtung!Kaufm. Lehrling, Sohn einer armen
Witwe, verlor geſtern am Güterbahn-
hof einen 100 Markſchein. Ehrlicher
Finder erhält gute Belohnung. Abzu-
geben Glauchaerſtraße 53.

Am Sonntag morgen 3 Uhr ſtarb
nach kurzem, aber ſchweren Leiden mein
Bruder, der Lackierer

Gustav Graf
in ſeinem noch nicht vollendeten 32.
Lebenjahre.

Dies zeigen tiefbetrübt an
Die trauernden Hinterbliebenen,

Zeitz.
Die Beerdigung findet Mittwoch

nachm. 4 Uhr vom Zeitzer Krankenhauſe
aus ſtatt. Etwaige Blumen oder
Kranzſpenden ſind an Franz Graf,
Stephanſtraße 35, oder Herm. Linke,
Roteſtraße 17, abzugeben.

Zrot! Zrot!
groß und kräftig empfiehlt die

Bäckerei A. Bornschein alle Zeiten in Ehren halten werden.

zu beziehen. Zu erfr. Thorſtraße 48. Conrad Heckert, Gr. Ulrichstr. 21. Geiſtſtraße 20.

Xacehruk.
Am Sonntag den 22. Juni ſtarb unſer langjähriges Mitglied, der

Lackierer Gustav Graf.
Wir verlieren in demſelben ein eifriges Mitglied deſſen Andenken wir für

Geſangverein Arbeiter-Sängerchor Zeitz.
Verlag und für die Jnſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m b. H.) Halle a. S.
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eilage zum Volksblatt.
Vierter deutſcher Gewerkſchaftskongreß.

Stuttgart, 20. Juni 1902.
Fünfter Verhandlungstag.

Abendſitzung.
Ehe das Thema über die Abgrenzung der einzelnen Organi

ſationen angeſchnitten wird, erhält
ZueberWien das Wort. Er berichtet, daß die ausländiſchen

Pertreter mit der Generalkommiſſion zu einer internationalen
Konferenz zuſammengetreten ſind und Beſchlüſſe über drei wich-
tige Fragen gefaßt haben. Es iſt I. eine Regelung der inter
nationalen Streikunterſtützung, 2. die Schaffung einer einheit-
lichen Statiſtik über die Entwickelung der Gewerkſchaften in den
verſchiedenen Ländern, 3. die Schaffung einer Kontrolle für
wechſelſeitige Verſtändigung über die ſozialpolitiſche Geſetzgebung
in den einzelnen Ländern beſchloſſen worden. Hueber knüpft
an dieſe Mitteilung den Dank der ausländiſchen Delegierten
an den Kongreß und das Stuttgarter Lokalkomitee.

Da die Generalkommiſſion nach Berlin verlegt worden iſt, ſo
müſſen Berliner ſtatt der bisherigen Hamburger Beiſitzer ge
wählt werden. Die Berliner Delegierten aller Branchen haben
eine Konferenz abgehalten und ſind ſich über die zu wählenden
Perſonen ſchlüſſig geworden.

Maſſini-Berlin ſchlägt vor, die Mitgliederzahl der General-
kommiſſion von 7 auf 9 zu erhöhen, und ſchlägt folgende Per-
ſonen vor: Legien und Sabath wie bisher als beſoldete
Mitglieder, außerdem Cohen Metallarbeiter, Frau Jhrer,

chumann Handels u. Transportgewerbe, Silberſchmi dt,
Baugewerbe, Saſſenbach Lederinduſtrie, Robert Schmidt
Holzbranche und Döblin Graphiſches Gewerbe.

Zunächſt werden hierauf diejenigen Anträge verhandelt, die
die Abgrenzung der einzelnen Organiſationen behandeln. Es
handelt ſich in der Hauptſache um die Frage der Aufhebung
oder Beibehaltung der auf dem Frankfurter Kongreß beſchloſſe
nen Reſolution Buſſe. Die Reſolution Buſſe ermöglichte neben
den großen Jnduſtrieverbänden Branchenorganiſationen gegen-über einem Beſchluß des Halberſtädter Kongreſſes, der den
an grtionen die Zuſammenſchließung von Jnduſtrieverbänden
empfahl.

Der Metallarbeiterverband beantragt die Aufhebung der Re
ſelution Buſſe, wenigſtens eine präziſere Faſſung, während der
Verband der Graveure beantragt, die Gewerkſchaftsorganiſationen
zu verpflichten, diejenigen ſich zum Eintritt Meldenden, für
welche eine Zentralberufsorganiſation beſteht, abzulehnen und
der zuſtändigen Zentralorganiſation zu überweiſen. Das
Gleiche ſoll auch für die bisherigen Mitglieder gelten.
„RudolphNürnberg verlangt die Aufhebung der Reſolution

Buſſe unter Hinweis auf die Leiſtungsfähigkeit der großen Ver-
bände. Er bekämpft den Antrag des Verbandes der Graveure,
der ſeine Organiſation nur auf Koſten des Metallarbeiterver-
bandes ſtörken wolle.

Saupe- Magdeburg (Unterſtützungsverein der Kupferſchmiede)
befürwortet die Aufrechterhaltung der Reſolution Buſſe. Es
ſei nicht wahr, daß dieſe die Entfaltung der großen Verbändehindere. Zahlreiche Verbände legten aber auch davon Zeugnis
ab, daß neben den großen Verbänden leiſtungs- und äuehrei
tungsfähige Branchenorganiſationen exiſtieren können. Die
Aufrechterhaltung der Reſolution Buſſe gewährleiſte allein den
Frieden innerhalb der einzelnen Gewerkſchaften. Man werde
ſchließlich zu Jnduſtrieverbänden kommen, aber man ſoll der
Entwicklung nicht vorgreifen und nicht künſtlich gewiſſe Orga-
niſationen aufpäppeln. Unlauterer Wettbewerb ſei doch nicht
notwendig, wo doch noch ſo viel Raum für die Bethätigung ſei.

Cohen-Berlin wünſcht die Aufhebung der Reſolution Buſſe,
mit der nach dem eigenen Urteil des Urhebers Mißbrauch ge-
trieben werde.

Brückner-Berlin polemiſiert gegen Cohen, die Reſolution
Buſſe ſei notwendig. Der Metallarbeiterverband reklamiere
die Graveure für ſich, obwohl ſehr viel Graveure nur Edelſtein
Elfenbein oder Knochen bearbeiten. Viel eher könnten ſie An
ſpruch auf die Schriftgießer machen, die „wirkliche Metall-
arbeiter“ ſeien. Heiterkeit. Von unlauterem Wettbewerb der
Graveure ſei keine Rede. Die Graveure hätten aber Sonder-
en. die im Metallarbeiterverband keine Vertretung finden
önnten.

Reichelt- Stuttgart empfiehlt die folgende Reſolution, da die
Zentralverbände die bei der heutigen Jnduſtrieentwickelung ge-
gebene Organiſationsform darſtellen

„Ausgehend von den Beſchlüſſen des Halberſtädter Gewerk-
ſchaftskongreſſes, betreffend die Jnduſtrieverbände, erklärt der

Kongreß der Gewerkſchaften Deutſchlands
1. Angeſichts der fortſchreitenden Zentraliſation der Produk-

tionsmittel, der dadurch bedingten ſteigenden Verwendung un-
gelernter Arbeitskräfte und der infolge dieſer Spezialiſierung
inimner größeren Umfang annehmenden Arbeitsvereinigungen
verſchiedener Branchen im Großbetrieb iſt die Zuſammenfaſſung
der Arbeiter verwandter Branchen im Jnduſtrieverband die vor-
teilhafteſte Form der Organiſation.

Der Kongreß erachtet daher die Zuſammenfaſſung kleiner
leiſtungsunfähiger Branchenorganiſationen zu Jnduſtrieverbänden
im Jntereſſe der Geſamtheit gewerkſchaftlich kämpfender Arbeiter
für notwendig. Beſonders dann, wenn ein erheblicher Teil der
für die auf handwerksmäßige Grundlage aufgebauten Branchen-
organiſation in Frage kommenden Arbeiter in Großbetrieben
beſchäftigt iſt.

2. Eine auf die Dauer befriedigende Abgrenzung des Wirkungs-
kreiſes der einzelnen Organiſationen iſt mit Rückſicht auf die
ſtetige Verſchiebung der Arbeitermaſſen in den großen Jnduſtrien
undurchführbar, ſie liegt mit Rückſicht auf die geſamte wirtſchaft-
liche Entwickelung Deutſchlands nicht im Jntereſſe der Arbeiter-
klaſſe.“

Metzſchke- Altenburg beſürwortet folgenden Antrag des Vor
ſtandes des Verbandes der Hutmacher:

„Der Kongreß wolle beſchließen:
Von Mitgliedern welche infolge Berufswechſels ordnungs-

gemäß aus ihrer bisherigen Organiſation ausſcheiden und einer
anderen Organiſation beitreten, darf kein Eintrittsgeld erhoben
werden. Jede durch die Generalkommiſſion vertretene Gewerk-

r t einen diesbezüglichen Paſſus in ihre
Satzungen aufzunehmen.“Sür her Hametrrg begründet die folgende Reſolution:

„Die modernen Erwerbsverhältniſſe bringen nicht nur einen
ſtarken Arbeitswechſel innerhalb eines gegebenen Berufs mit ſich,
ſondern zwingen auch Arbeiter zum öftern Berufswechſel.

Dieſer Umſtand führte häufiger zu den verſchiedenartigſten
Mißhelligkeiten und Differenzen zwiſchen den einzelnen Gewerkſten hinſichtlich der allgemeinen Beitrags- und Unterſtützungs-

verhältniſſe. r e ſich daher, zwecks Beſeitigung ſolcher
Mißſtände zu beſchließen:W Arbeiter, welche ihre Arbeit oder ihren Beruf wechſeln
und Mitglied ihrer Organiſation bleiben, für die Dauer desneuen Atheitsverhältniſſes denſelben Beitrag an ihre Verbands
kaſſe abzuführen haben, den die Mitglieder der für den be-
treffenden (neuen) Arbeitsberuf zuſtändigen Gewerkſchaften
u erner ſolche Arbeiter auch die eventuell bei Streiks
oder aperenngen von der für den neuen Beruf zuſtändigen

Organiſation beſchloſſenen Streik oder Erxtrabeiträge in gleicher
on an ihre Verbandstkaſſe abführen und ſich daraufhin einer

ontrolle unterziehen.Daraus ergiebt ſich daß

3. nach beendetem Kampfe im Abrechnungsverfahren die Ge-
werkſchaften die von anderer Seite für ihre Mitglieder veraus-
lagten Streik- oder Ausſperrungsunterſtützungen voll zurück-
erſtatten.“

Legien teilt mit, daß 30 Delegierte ſich zum Wort gemeldet
haben, ohne daß eine Verſtändigung durch die Debatte über-
haupt möglich ſei. Er könne nur ſagen, was er bei jeder Er-
örterung der Frage geſagt habe, es müſſe mehr Toleranz
geübt werden. Nach der jahrelangen Erfahrung ſage er,
daß die Diskuſſion nicht zum Ziele führen könne. Die Nacht
hindurch könne nicht getagt werden. Er meine, die beſte Tole-
ranz werde geübt, wenn nicht mehr länger diskutiert werde,
rn durch Abſtimmung ein Reſultat zu ermitteln verſucht
werde.

Brey Hannover wendet ſich gegen ſofortigen Schluß der
Diskuſſion, ebenſo Eichhorn-Karlsruhe.

Brückner-Berlin beantragt, über alle die betreffenden Anträge
zur Tagesordnung überzugehen.

Dieſer Antrag wird mit großer Mehrheit angenommen.
Nachdem Bömmelburg noch einmal, um jede Mißſtimmung

zu vermeiden, erklärt hat, daß die Reſolution Buſſe nur den
unlautern Wettbewerb treffen wollte, aber nicht ſagen wollte,
daß jede Branchenorganiſation gegenüber den Jnduſtrieverbän-
den verwerflich ſei (Beifall), kommt noch der Streitfall zwiſchen
den Glasarbeitern und der Holzarbeiterzeitung zur Beſprechung.
Es handelt ſich darum, daß Röske in der Holzarbeiterzeitung
einen Artikel gegen den Glasarbeiterſtreik geſchrieben hat, ehe
der Streik beendet war.

Nach Anhörung von Girbig-Stralau und Röske erklärte der
Kongreß die Angelegenheit für erledigt.

Erſt gegen 11 Uhr war die Abendſitzung zu Ende.

Stuttgart, 21. Juni 1902.
Sechſter Verhandlungstag.

Vormittagsſitzung.
Jn der heutigen von Bömelburg- Hamburg eröffneten und

geleiteten Sitzung wird zunächſt das von der Redaktionskom-
miſſion ausgearbeitete Regulativ über die Zuſammenſetzung der
allgemeinen Gewerkſchaftskongreſſe, die Zuſammenſetzung der
Generalkommiſſion, ihre Aufgaben und den zur Unterſtützung
der Generalkommiſſion beſtehenden Gewerkſchaftsausſchuß von
Bringmann- Hamburg erläutert. Die hauptſächlichſten Be
ſtimmungen ſeien hier wiedergegeben:

„Die allgemeinen deutſchen Gewerkſchaftskongreſſe treten nach
Bedürfnis, mindeſtens jedoch alle drei Jahre einmal zuſammen.

Zu der Teilnahme an den allgemeinen deutſchen Gewerk-
ſchaftskongreſſen ſind ſämtliche Zentralorganiſationen und ſolche
Lokalorganiſationen berechtigt, welche verhindert ſind, ſich zen-
tral zu organiſieren. Unter „ſämtliche Zentralorganiſationen“
ſind alle zentral organiſierten Gewerkſchaften zu verſtehen,
welche an dem voraufgegangenen Gewerkſchaftskongreß teil-
genommen oder ſich ſpäter der Generalkommiſſion angeſchloſſen
haben. 'Berechtigte Lokalorganiſationen ſind ſolche gewerkſchaft-
liche Vereinigungen, für welche ein Zentralverband nicht beſteht.
Entſtehen Zweifel, ob eine ſich zum Anſchluß meldende Gewerk-
ſchaft zum Beitritt berechtigt iſt, ſo entſcheidet der Gewerkſchafts
ausſchuß. Dieſer hat bei ſeinen Entſcheidungen jedoch zu be-
rückſichtigen, daß ſich nur ſolche gewerkſchaftliche Vereinigungen
der Generalkommiſſion anſchließen können, die keine Konkurrenz-
organiſation einer ſchon angeſchloſſenen Gewerkſchaft bilden.

Jede Gewerkſchaft hat vierteljährlich an die Generalkommiſſion
Beitrag von 4 Pfennig pro Kopf ihrer Mitglieder zu

zahlen.
Der Gewerkſchaftskongreß wählt die aus ſieben Mitgliedern

beſtehende Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands.
Dieſelbe iſt für ihre Handlungen dem nächſten Gewerkſchafts-
kongreß verantwortlich und hat dieſem über ihre Thätigkeit in
der verfloſſenen Geſchäftsperiode Bericht zu erſtatten.

Die Generalkommiſſion hat die allgemeinen deutſchen Ge-
werkſchaftskongreſſe einzuberufen und die hierzu notwendigen
Vorarbeiten zu erledigen.

Die ferneren Aufgaben der Generalkommiſſion ſind:
Die gewerkſchaftliche Agitation namentlich in denjenigen

Gegenden, Jnduſtrien und Berufen, deren Arbeiter nicht oder
nicht genügend organiſiert ſind, zu fördern und den Zuſammen
ſchluß kleiner, exiſtenzunfähiger Verbände und Lokalorgani-
ſationen zu leiſtungsfähigen Zentralverbänden anzuſtreben.

Die von den Gewerkſchaften aufgenommenen Stattiſtiken,
ſoweit ſie allgemeines Jntereſſe haben, zuſammenzuſtellen und
ſolche über die Stärke, Leiſtungen und Entwicklung der Gewerk-en ſowie ſolche über ſämtliche Streiks ſelbſtändig aufzu-

nehmen.
Das in den amtlichen Publikationen des Reiches, der Einzel-

ſtaaten und Gemeinden ſich immer mehr anhäufende Agitations-
material ſpeziell für die Gewerkſchaftsbewegung zu ſammeln
und nutzbar zu machen. Agitationsmaterial, welches enthalteniſt in der Statiſtik des Deutſchen Reiches in den Jahres-
berichten der Fabrikinſpektoren; in den Publikationen der
ſtatiſtiſchen Landes- und ſtädtiſchen Aemter; in den Berichten
der Handels- und Gewerbekammern, Verſicherungsbehörden,
de nkaifen 2c., ſowie in Zeitſchriften und ſonſtigen Druck-
werken.

Ein Blatt herauszugeben, welches die Verbindung ſämtlicher
Gewerkſchaften mit zu unterhalten, die nötigen Bekannt-
machungen zu veröffentlichen und, ſoweit geboten, deren recht-
zeitige Bekanntmachung in der Tagspreſſe herbeizuführen hat.
Dasſelbe ſoll ferner enthalten eine regelmäßige Ueberſicht über
alle Vorgänge in deutſchen wie auch ausländiſchen Gewerk
ſchaften, über die Streikbewegung, über die innere Einrichtung
und Verwaltung der verſchiedenen Organiſationen, über wichtige
Diskuſſionen in den Fachblättern, beſondere Eigentümlichkeiten
einzelner Berufe und deren Einwirkung auf die Organiſation,
Anszüge aus den regelmäßigen Abrechnungen, der einzelnen
Gewerkſchaften, Berichte über die Geſchäftslage, über die Unter-
nehmerorganiſation, über wichtige Prozeſſe 2c. Das Blatt iſt
den Vorſtänden der Gewerkſchaften in Zahl zur
Verſendung an deren Zahlſtellen, ſowie den Gewerkſchaftskartellen
und Agitationskommiſſionen zuzuſenden.Wenn ſich das vorgenannte Vlatt nicht dazu eignet, kann die

Generalkommiſſion auch durch geeignetere Publikationen die
Aufklärung der Arbeiter über die in dieſem Regulativ bezeich-
neten Angelegenheiten bewirken. Jnsbeſondere durch Heraus-

abe eines Jahresberichtes der Generalkommiſſion, welcher alsHoudbuch fur alle wichtigen Vorkommniſſe im Gewerkſchafts-

leben von den Gewerkſchaftsbeamten, Redakteuren, Rednern,
wie von allen Mitgliedern und ſonſtigen Intereſſenten benutzt
werden kann. du dem w n ſind die jährlichen ſta
tiſtiſchen Ausweiſe über die Zahl und Stärke der deutſchen
Gewerkſchaften und deren Einnahmen und Ausgaben nebſt der
Streikſtatiſtik zu veröffentlichen.

Jn Berlin ein Zentral-Arbeiterſekretariat zu errichten, welches
die Rekurſe, die von den Mitgliedern der Gewerkſchaften bei
dem Reichsverſicherungsamt anhängig gemacht werden, zu be-
arbeiten und für mündliche Vertretung der Rekurſe in der Ver-
on vor dem Reichsverſicherungsamt zu ſorgen hat.

ieſes Sekretariat unterſteht der Kontrolle der Generalkom-
miſſion.Wenn in großinduſtriellen Bezirken, wo die örtliche Gewerk
ſchaftsorganiſation noch nicht genügend erſtarkt iſt, die Grün-
er von Arbeiterſekretarigten erfolgt und aus den Mitteln

eteiligten Arbeiterſchaft die Unkoſten nicht vollſtändig geder
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deckt werden können, ſo hat die Generalkommiſſion dieſe Jnſti-
tutionen entſprechend zu unterſtützen, wenn die Ausſicht vor-
handen iſt, daß durch dieſe Unterſtützung die Gewerkſchafts-
organiſation an dem betreffenden Ort in abſehbarer Zeit ſo ge-
hoben wird, daß ſie ſolche Einrichtung aus eigenen Mitteln
unterhalten kann.

Pflege der internationalen Beziehungen zu den Gewerkſchaf
ten anderer Länder.

Zur Unterſtützung der Generalkommiſſion wird von den Zen-
tralvorſtänden der Gewerkſchaften, welche regelmäßig Beiträge
an die Generalkommiſſion zahlen, und den dazu berechtigten
Lokalorganiſationen je ein Vertreter ernannt. Dieſe Körper-
ſchaft führt den Namen Gewerkſchaftsausſchuß.“

Das Regulativ wird ohne Debatte gegen 3 Stimmen ange-

nommen. tEs entſteht die Frage, wann die Ueberſiedelung der General-
kommiſſion nach Berlin zu erfolgen hat.

Legien macht den Vorſchlag, daß die neugewählte General-
kommiſſion ſofort nach der Wahl zuſammentreten ſoll, daß die
Ueberſiedelung aber erſt zum 1. Januar 1903 erfolgen ſoll. Bis
zum 1. Januar ſollen die bisherigen Mitglieder der Hamburger
Generalkommiſſion die Geſchäfte weiter führen. Die Erhöhung
des Beitrags von 3 auf 4 Pfg. ſoll ebenfalls erſt am 1. Januar
1903 erfolgen.

Bringmann Hamburg kommt auf die geſtern von Maſſini-
Berlin im Namen der Berliner Delegierten gemachten Wahl-
vorſchläge für die neue Generalkommiſſion zurück und ſpricht
im Namen der Zimmerer ſeine Mißbilligung darüber aus, daß
die Berliner ſozuſagen die neuen Mitglieder dem Kongreß
haben aufoktroyieren wollen. Die Hamburger hätten niemals
eine Diktatur Hamburg ausgeübt. Der Kongreß wolle keine
Diktatur Berlin.

Maſſini Berlin verwahrt ſich gegen den letzteren Vorwurf.
Er habe nur namens der Berliner Delegierten die empfehlen
ſollen, die von den Berlinern ſelbſt die meiſten Stimmen er-
halten haben. Wenn er in der Begründung des Vorſchlages ſich
etwas ſchief ausgedrückt habe, ſo bedaure er das.

Bömelburg bemerkt, es habe geſtern allerdings den Anſchein
gehabt, als ſei geſtern ſchon die Generalkommiſſion definitiv
gewählt worden. (Sehr richtig l) Man habe für die jetzt vor
zunehmende Wahl, unbekümmert um die Berliner Vorſchläge,
die Wahlliſte ſtreng alphabetiſch geordnet aufſtellen laſſen. Die
Wahl ſei vollſtändig frei und unbeeinflußt vorzunehmen. (Beifall.)

Ueber den nächſten Punkt: Die Stellung der Ge-
werkſchaftskartelle in der Gewerkſchaftsorganiſa-
tion, referiert Legien. Die Frage der Gewerkſchaftskartelle iſt
gegen die Meinung der Mehrheit der Generalkommiſſion auf
Wunſch des Gewerkſchaftsausſchuſſes auf die Tagesordnung
gekommen. Jch empfehle Jhnen, die Frage der Kartelle bis zum
nächſten Kongreß ruhen zu laſſen. Es ſind eine Menge An-
träge zur Kartellfrage geſtellt worden. Rundweg abzuweiſen
ſind die Anträge, welche den Kartellen eine beſondere Organi-
ſation geben wollen, um ihnen eine Vertretung auf dem Kongreß
einzuräumen. Unter den hier anweſenden Delegierten ſind
37 Prozent Mitglieder der örtlichen Kartelle. Am beſten iſt es,
bei den 1899 gefaßten Beſchlüſſen ſtehen zu bleiben und vor
läufig die Frage zu vertagen.
Aus der lebhaften Diskuſſion iſt daß Rex

häuſer-Leipzig den Antrag vertritt, daß in den Kartellen nur
diejenigen Organiſationen zugelaſſen werden ſollen, welche von
der Generalkommiſſion anerkannt werden. Er verweiſt auf die
Verhältniſſe im Leipziger Kartell, das die 192 Mann ſtarke
Zentralorganiſation der Gewerkſchaft der Buchdrucker anerkennt,
aber den Verband ausgeſchloſſen habe. So lange die Gewerk-
ſchaft im Leipziger Kartell zugelaſſen ſei, lehnten die Buch
drucker jede Beteiligung ab. Das Schlimme ſei, daß das Leip
ziger Kartell Schule mache. Ein paar ebenſo komplett verrückte
Kartelle (der Vorſitzende rügt dieſen Ausdruck) ſchlöſſen ſich den
Beſchlüſſen des Leipziger Kartells an.

Es wird ſchließlich beſchloſſen, die Frage der Kartelle auf die
Tagesordnung des nächſten Kongreſſes zu ſetzen.Außerdem ſtimmt die Mehrheit dem Antrage der Buchdrucker

zu, n in den Gewerkſchaftskartellen nur Organiſationen ver-
treten ſein können, die von der Generalkommiſſion anerkannt
ſind.

Die Wahl der Mitglieder der Generalkommiſſion hat folgen
des Reſultat ergeben. Es ſind 151 giltige Stimmen abgegeben
worden. Gewählt ſind Sabath mit 136, Legien mit 128, Silber
ſchmidt mit 121, Rob. Schmidt mit 112, Knoll mit 107, Döblin
mit 94, Cohen mit 85, Kube mit 85. Hübſch und Saſſenbach
haben je 78 Stimmen erhalten es muß Stichwahl zwiſchen
den beiden ſtattfinden. Aus der Stichwahl geht Saſſenbach
mit 87 Stimmen als gewählt hervor.

Für die Kommiſſion, welche die Frage der Schaffung eines
Unterſtützungsfonds für die Gewerkſchaftsbeamten vorzuberaten
hatte, ſchlägt Päplow Hamburg eine Reſolution des Jnhalts
vor daß die Frage, eine Verſicherungskaſſe für die Beamten
der Gewerkſchaften, für Witwen und Waiſen zu gründen, prinzipiell bejaht werde. Die Kommiſſion empfiehlt aber dem Kongreß,
keine beſondere Verſicherungskaſſe zu ſchaffen ſondern die
Generalkommiſſion zu beauftragen, mit dem Verein Arbeiter
preſſe nach der Richtung in Verbindung zu treten, daß ein An
u für die Gewerkſchaftsbeamten an die Unterſtützungskaſſe
des Vereins Arbeiterpreſſe gefunden wird. Vorausſetzung iſt,
daß die Leitung der Gewerkſchaften einen der Zahl der ver
ſicherten Mitglieder entſprechenden Anteil an der Verwaltung
erhält und daß die Unterſtützungskaſſe völlig getrennt von den
übrigen Zielen des Vereins Arbeiterpreſſe verwaltet wird.

Die in der Kommiſſion anweſenden Vorſtandsmitglieder des
Vereins Arbeiterpreſſe haben die Erklärung abgegeben, daß eine
Erfüllung dieſer Vorausſetzungen ſicher in Ausſicht genommen
werden könne. Der Anſchluß empfehle ſich ſchon aus finanziellen
Gründen. Wenn zu den 320 Mitgliedern des Vereins Arbeiter
e über 450 Gewerkſchaftsbeamte hinzutreten, ſo würden für

ie etwa 800 Mitglieder der neuen Kaſſe gute finanzielle Grund
lagen geſchaffen. Eine Bedingung empfehle die Kommiſſion
noch zu ſtellen. Die eſdringen mit dem Verein Arbeiter
preſſe n bis ſpäteſtens 1. September abgeſchloſſen ſein.
Sollte das nicht gelingen, ſo ſei die Generalkommiſſion ohne
weiteres zu beauftragen, eine ſelbſtändige zu
chaffen. Den Vorſtänden der Zentralverbände ſoll es zur
flicht gemacht werden, die Hälfte der notwendigen Beiträge

für ihre Beamten zu bezahlen. Was die Höhe der Beiträge
und der Unterſtützungen anlangt, ſo hat man ſich an das Statut
des Vereins Arbeiterpreſſe angeſchloſſen. Es ſollen Jnvaliden

von 900 Mk. jährlich, Witwenunterſtützung von 600 Mk.,
aiſenunterſtützung von 100 Mk. r jedes Kind oder n

300 Mk., bei Ganzwaiſen 200 Mk. für jede Waiſe, aber höch
ſtens 600 Mk. gezahlt werden. Das Sterbegeld ſoll 200 M
betragen, auch beim Tode der Witwe ſollen 100 Mark gezahlt
werden. Die r 1 iſt nur für die Dauer derWitwenſchaft gedacht. Jm Falle der m kann
der Witwe der einfache Jahresbetrag der bezogenen Witwen
unterſtützung, alſo 600 Mk., als Abfindung gezahlt werden.

Nachmittagsſitzung.
Referent Umbreit Hamburg verbreitet ſich in längeren Aus

rn über die Notwendigkeit und ſoziale Bedeutung einer
nterſtützungskaſſe. Von der Möglichkeit einer

mit der Unterſtützungskaſſe des Vereins Arbeiterpre er
nicht ſo über a wie der Referent der miſſion.
falls müſſen ſich die Gewerkſchaften auf die ſelb ige
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einer Kaſſe vorbereiten. Unerläßlich ſei die Bedbei einer Verſchmelzung die e skaſſe vom
ein Arbeiterpreſſe völlig getrennt werden müſſe und kein Ge
e ftsbeamter Mitglied des Vereins Arbeiterpreſſe werden

rauche.
Bömelburg fügt erklärend hinzu, daß es ſich um eine

durchaus freiwillige Verſicherung handle. Der Beitritt ſtehe
jeder Gewerkſchaft und jedem einzelnen Gewerkſchaftsbeamten
rei.
Die Vorſchläge der Kommiſſion werden mit großer Majorität

genehmigt.Re häuſerLeipzi nennt nachträglich den Entwurf unan-
nehmbar würden die Grundlagen nicht verändert, ſo werde
die Sache im Sande verlaufen.

Verhandelt wird hierauf über einen Antrag des Bergarbeiter-
verbandes, die General- Kommiſſion zu beauftragen, eine Umfrage über ſtaatliche und private Fabrikpenſions aſſen zu ver-
anſtalten, die Leiſtungen und Gegenleiſtungen zu prüfen und
das Material zu ver öffentlichen. Dem Deutſchen Reichstage
ſoll das Material mit dem Erſuchen übermittelt werden, die
bei den r vorhandenen Uebelſtände durch geſetzliche
Maßnahmen zu beſeitigen.

Insbeſondere ſollen ſolche Kaſſen durch Geſetzesbeſtimmung
gehalten ſein, allen aus dem betreffenden Arbeitsverhältnis aus-
ſcheidenden Mitgliedern ihre eingezahlten Kaſſenbeiträge auf
ihren Wunſch zurückzuerſtatten. Verzichten dieſe Mitglieder
auf die Rückzahlung ihrer Beiträge, ſo behalten ſie die bis zum
Austritt erworbenen Rechte an die Kaſſe, ſo daß ſie bei ſpäter
eintretender Erwerbsunfähigkeit Penſion oder, im Falle des
hege die Hinterbliebenen die ihnen zuſtehende Rente er-
jalten.

Ferner ſoll es auch allen aus dem die mit haft
bedingenden Arbeitsverhältnis ausſcheidenden Penſionskaſſenmit-
gliedern freiſtehen, Mitglieder der betreffenden Penſionskaſſe zu
bleiben, unter Fortzahlung der Beiträge einſchließlich der Arbeit-
geberbeiträge. Jm letzteren Falle iſt dann auch die zu ge-
währende Penſion den Beitragsjahren entſprechend weiter zu
ſteigern.

Schließlich ſoll auch bei ſolchen Kaſſen zu den Wahlen aller
Kaſſenvertreter das geheime, direkte, gleiche Wahlrecht für alle
erwachſenen Kaſſenmitglieder, einſchließlich der freiwillig fort-
ſteuernden Mitglieder geſetzlich eingeführt werden.

Sachſe Zwickau begründet den Antrag auf Grund ſeiner
mit den Knappſchafts und Hüttenkaſſen geſammelten Er-
fahrungen.

Der Kongreß überweiſt dieſen Antrag ohne Diskuſſion der
Generalkommiſſion zur Berückſichtigung.

Ebenſo wird ohne Diskuſſion einſtimmig der Antrag des
Vorſtandes des Buchbinder Verbandes ange-
nommen:

„Der Kongreß ſoll erklären, daß er, abgeſehen von anderen
dringend erforderlichen Aenderungen der Gewerbeordnung, eine
Reviſion des 8 134b für notwendig hält, und zwar iſt in dieſen
Paragraphen: 1. die Beſtimmung aufzunehmen, daß in Be-
rufen, wo beiderſeitig ausgearbeitete VLohntarife beſtehen, bei
der Art der Lohnberechnung dieſelben zu Grunde zu legen ſind
2. daß bei Verwendung der Strafgelder den Arbeitern das
Mitbeſtimmungsrecht zuſteht.“

Der Verband der Gaſtwirtsgehilfen beantragt:
Der Gewerkſchaftskongreß wolle die folgende, von der

General Verſammlung des Verbandes der Gaſtwirtsgehilfen
angenommene Reſolution als richtig und die geſtellten Forde-
rungen als berechtigt anerkennen:

Da in letzter Zeit die Klagen der Angeſtellten, welche in den
Gewerkſchaftshäuſern beſchäftigt ſind, ſoweit ſie dem Gaſtwirts-
gewerbe angehören, ſich ſtändig wiederholen, ſo erachtet es der
Verband für ſeine Pflicht ſich insbeſondere dieſer organiſierten
Gehilfen anzunehmen. Der Verband ſieht ſich deshalb veran-
laßt, eine Enquete über die Arbeits und Lohnverhältniſſe dieſer
Angeſtellten vorzunehmen, um auf Grund derſelben dieſe Ver
hältniſſe zu verbeſſern.

Da die auf dem Boden der modernen Arbeiterbewegung er
richteten Gewerkſchaftshäuſer den Forderungen unſerer Organi-
ſation bisher faſt gar keine Rechnung getragen haben, ſo ſieht
ſich der Verbandstag des Verbandes deutſcher Gaſtwirtsgehilfen
nochmals e die minimalen Forderungen des Erſten
Allgemeinen Fachkongreſſes der Gaſtwirtsgehilfen Deutſchlands
geltend zu machen.“

Dieſem Antrag zufolge wird die Generalkommiſſion beauf-
tragt, zu unterſuchen, wie die Anſtellungsbedingungen für Kell-
ner in den Gewerkſchaftshäuſern ſind.

Legien-Hamburg berichtet noch über die Beitragsrückſtände
einiger Organiſationen und begantragt, dieſen die rückſtändigen
Beiträge bezw. die erhaltenen Darlehen zu erlaſſen, mit Rück-
ſicht auf die ungünſtigen Verhältniſſe der fraglichen Gewerk-
ſchaften.

Der Kongreß beſchließt demgemäß.
Zu den Gehaltsverhältniſſen der Gewerkſchafts-

beamten empfiehlt namens der Generalkommiſſion Legien
Hamburg dem Kongreß folgende Anregung:

„Der Gewerkſchaftskongreß empfiehlt den Gewerkſchaften, als
Norm für die Entſchädigung der Gewerkſchaftsbeamten und
Redakteure feſtzuſetzen: „Das Anfangsgehalt beträgt 2000 Mk.
pro Jahr und ſteigt in den erſten fünf Jahren um 100 Mk.
jährlich, in den folgenden Jahren um 50 Mk. jährlich bis zum
Höchſtbetrage von 3000 Mk.“

Damit iſt die Tagesordnung erledigt.
Das Schlußwort nimmt Bömelburg Hamburg: Er
ſpricht dem Stuttgarter Lokalkomitee den Dank des Kongreſſes
aus die Delegierten werden Stuttgart nicht ſo bald vergeſſen.
Die Erledigung der Geſchäfte des Kongreſſes habe gezeigt, daß
der Arbeiter immer mehr fähig werde, ſeine Jntereſſen ſelbſt
zu vertreten. Auch haben wir dieſes Mal nicht Gelegenheit
gehabt, herbe Worte über Poſadowsky zu ſprechen. Er hat einen
Vertreter geſchickt ihn zu begrüßen, war die ſchwerſte Aufgabe.
Die Herren ſind uns auch künftig willkommen, nur mögen ſie
von Anfang bis zu Ende da ſein, damit ſie alles hören. Auch
ſonſt könnten ſie uns mehr hören ſo würde es auf dem Ge-
biete der Sozialpolitik anders werden. Uns hat es nicht ge-
ſchadet, daß die Regierungsvertreter hier waren. Wir ſind die-
ſelben geblieben. Die deutſche Gewerkſchaftsbewegung und die
Sozialdemokratie ſind eins. Gegen den Zolltarif haben wir
ine Reſolution beſchloſſen. Abrechnen werden wir das nächſte

Jahr. Die deutſchen Gewerkſchaften werden der Regierung
gegenüber ſich nach wie vor auf den Standpunkt ſtellen:
Nieder mit dieſer Vorlage!

Wir gehen jetzt auseinander, in dem feſten Bewußtſein,
Tüchtiges und Gutes für die deutſche Arbeiterbewegung ge-
leiſtet zu haben. Schwierigkeiten giebt es für uns nicht; wir
müſſen ſie überwinden. Wenn wir in drei Jahren wieder zu-
ſammenkommen, muß unſere Poſition noch ſtärker geworden
ſein. Für uns giebt es keinen Frieden, nur Kampf. Ein drei-
faches Hoch der Arbeiterbewegung internationalen
Solidarität

Der Kongreß iſt geſchloſſen.
Zum Schluß wird die Marſeillaiſe abgeſungen.

und der

Herzberg im Zeichen der Kriſe.
Schon ſeit Jahresfriſt wurde die Bevölkerung unſeres

Städtchens in Aufregung verſetzt wegen der Lage des Vor-
ſchußvereins. Mit Entſetzen und banger Sorge blicken die
Einwohner in die Zukunft, auf ein Mittel ſinnend, dem Unheil
vorzubeugen. Endlich hatte man ein ſolches Mittel gefunden,
nämlich: der Vulkan muß gelöſcht werden jedoch nicht mit
Waſſer ſondern mit Geld. 300 Mk. ſoll jedes Mitglied opfern,
um den Vulkan vorläufig zu beruhigen. Schon hat dieſer die
ſämtlichen Stammanteile der a ar verſchlungen, ſchon
haben verſchiedene dieſer die 300 Mk. in den Schlund des Berges
hinabgeworfen, und noch immer will er ſich nicht beruhigen.
Ratlos ſteht man da, löſchen, löſchen, löſchen! Wir können
nicht, wir habe nichts mehr zum Löſch-n antworten die ärmeren

Fitalicder. müßt mit löſchen, ſonſt iſt es euer Untergang.ir wir können a uſw.
Dies iſt die Situation, in der ſich zur Zeit Herzberg befindet,

das liberale Herzberg ins Elend geſtürzt von ſeinen eigenen
Vertrauensleuten, welche ſich nicht entblödeten, das Vertrauen
der Mitglieder, welche ſich leider zum größten Teil aus kleinen
Leuten rekrutieren, aufs ſchnödeſte zu mißbrauchen. Dieſe
Kataſtrophe iſt das Produkt des Parteiegoismus, welcher ſich
im Vorſchußverein breit machte; ſie iſt das Produkt der Ver
Penegan welcher ſich namentlich der Kaſſierer Gerhardt er
reute Der Vorſchußverein ſollte gewiſſermaßen das Binde-

glied für die Herzberger liberale Partei ſein, indem man, wie
es ſcheint, ſich nicht darnach richtete, ob der Monn das ihm an-
vertraute Amt verwalten kann (z. B. Direktor Däumichen),
ſondern die Hauptſache war, daß der Mann liberal, ſtreng
liberal war. Daß nun leider ſo viele Arbeiter und kleine Hand
werker dieſe Vergötterung mitmachten, muß auf das Konto ihrer
geiſtigen und politiſchen Rückſtändigkeit zurückgeführt werden.

Trotzdem es uns fernliegt, die liberale Partei als Geſamt-
partei für die Fehler und Verbrechen einzelner ihrer Größen
verantwortlich zu machen, halte ich es für meine Pflicht, ein-
mal meine Meinung frei zu äußern, auch auf die Gefahr hin,
gleichfalls als Unberufener und Hetzer hingeſtellt zu werden,
wie es ſchon verſchiedenen Bürgern die Nichtmitglieder ſind,
ergangen iſt. Mit der finanziellen Geſchäftslage des Vereins
will ich mich nicht befaſſen da dies ſchon oft genug in den
Herzberger Blättern, ſowie bei der Verhandlung in Torgau er-
örtert worden iſt. Jch bedauere nur und fühle Mitleid mit
denjenigen Mitgliedern welche jahrelang ſich die Erſparniſſe
vom Leibe abdarbten, in der Hoffnung, in ihren alten Tagen,
wenn die Arbeitskräfte nachlaſſen, ein paar Notgroſchen zu haben.
Daß in der heutigen kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung ein
Vorſchußverein für beſtimmte Bevölkerungsſchichten, namentlich
für die Geſchäftswelt notwendig iſt, gebe ich gern zu, doch
was um alles in der Welt hat ein Arbeiter oder kleiner Hand-
werker davon, wenn er Mitglied eines Vorſchußvereins wird
Entweder iſt es ihm um die Dividende oder um die Ehre, „ſeine
Erſparniſſe als Notbehelf von den höheren Klaſſen verwertet zu
ſehen“, zu thun.

Tritt nun ſolch ein Fall ein, wie in Herzberg, wo es ſich um
Sein oder Nichtſein des Vorſchußvereins handelt, ſo zeigt es
ſich, wie ungünſtig ſich die Situgtion für die kleinen Leute ſtellt.
Sie würden gern ihre Erſparniſſe fahren laſſen, wenn ſie nur
frei wären. So aber müſſſen ſie infolge ihrer Haftpflicht nicht
nur weiterſteuern, ſondern auch noch zur Deckung der Unter-
bilanz, welche über 250000 M. beträgt, beitragen. Unter dieſen
Umſtänden iſt es kein Wunder, wenn die meiſten der ärmeren
Mitglieder den Konkurs des Vereins wünſchen, um endlich
einmal von dieſem „Vulkan“ befreit zu ſein. Anders ſteht es
mit den beſſer ſituierten Mitgliedern, Geſchäftsleuten, Hand-
werksmeiſtern und Fabrikanten. Dieſe Leute hängen mit allen
Faſern am Vorſchußverein und ſuchen ihn am Leben zu erhalten,
aus dem einfachen Grunde, um ihre Exiſtenz zu ſichern. Ge-
rade in dieſem Kampfe, der jetzt in Herzberg um das Beſtehen
des Vereins geführt wird, zeigen ſich die Klaſſengegenſätze in
draſtiſcher Weiſe, wird ſo recht ein Stück Klaſſenkampf ausge-
fochten zwiſchen dem Proletariat und dem liberalen Bürger-
tum. Jch gebrauche dieſen Ausdruck, um auf die Haltung
der liberalen Herzberger Zeitung hinzuweiſen. Man kann
es dieſem Blatte durchaus nicht verübeln, wenn es für Be-
ſtehen des Vereins und zu gleicher Zeit für die Exiſtenzen der
wohlhabenderen Mitglieder eintritt, denn es iſt eben ein libe-
rales Blatt. Allerdings fallen ja auch ein paar Wermutstropfen
für die Armen und Aermſten ab, indem dieſelben ſo viel wie
möglich geſchont werden ſollen. Worin beſteht denn aber dieſe
Schonung? Wohl darin, daß den kleinen Leuten erlaubt iſt,
die 300 M. ratenweiſe zu zahlen oder einen Wechſel zu unter
ſchreiben Nun, eine ſehr angenehme Schonung!

Würde das liberale Blatt für die Armen und Bedrückten ein-
treten, müßte es für Auflöſung des Vereins eintreten, oder ſich
mindeſtens ganz neutral halten, da unter dieſen Verhältniſſen
ein Fortbeſtehen des Vereins ein langſames Verbluten der
ärmeren Mitglieder zur Folge hat. Da das Blatt aber keins
von beiden thut, vertritt es eben nur die Jntereſſen der be-
ſitzenden Klaſſe. Jch würde mich freuen, wenn die Herzberger
Arbeiter und Handwerker endlich einmal zu der Anſicht kämen,
daß zwiſchen der Arbeiterſchaft und unſerem Bürgertum eine
tiefe Kluft beſteht, die zu überbrücken nicht möglich iſt. Hätte
die Mehrzahl der Mitglieder des Vorſchußvereins die nötige
Aufklärung und Selbſterkenntnis beſeſſen und hätte ſie nicht in
ihrer politiſchen Kurzſichtigkeit dahingelebt, ſo wäre auch beim
Bekanntwerden der Kataſtrophe die ganze Geſchichte mit Energie
angefaßt worden und ich meine, die Kriſe hätte nicht ſolche
Dimenſionen angenommen. Es iſt faſt unvermeidlich, daß für ein
Städtchen wie Herzberg eine ſolche Kataſtrophe eine wirtſchaft
liche, und mit Naturnotwendigkeit auch politiſche Kriſe nach ſich
ziehen muß, und was dabei herauskommt, wird die Zukunft
lehren. Nun, ich wünſche von Herzen, daß ſich der Schleier,
welcher dieſes Drama umhüllt, bald löſen möge, was ja hoffent-
lich auch, wie die Verhandlungen in Torgau bewieſen haben,
bald geſchehen wird, damit die kleinen Leute ſo günſtig wie
möglich aus der Affaire herauskommen und daraus die Lehre
ziehen, wie ſie ſich fortan bei allen wirtſchaftlichen und politijchen
Fragen zu ſtellen haben.

Stadtverordneten- Sitzung
vom 23. Juni 1902, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher: Dittenberger.

Direktor Richards vom Stadttheater eingereichte Petition be-
treffs Abänderung ſeines Vertrages iſt vom Magiſtrat ab-
lehnend beſchieden worden. Nach der Bekanntgabe und Ge-
nehmigung des Protokolls der Sitzung vom 16. Juni wurde in
die Tagesordnung eingetreten.

1. Die Einführung der oberirdiſchen Stromzuführung
bei der Halleſchen Straßenbahn in der inneren Stadt wird
nach einem Entwurf zu einem Vertrag zwiſchen der Stadt-
gemeinde Halle und der Halleſchen Straßenbahn-Aktiengefſell-
ſchaft als Unternehmerin genehmigt. Der Ref., Stadtv. Dehne,
meint, die Aenderung liege unzweifelhaft ebenſo im öffentlichen
Intereſſe wie in dem der Geſellſchaft, und ſie ſei mit Freuden
zu begrüßen, da dann viele Störungen aufhören und die un-
angenehmen Gerüche beſeitigt würden.

Stadtv. Emmer beantragte, den Magiſtrat zu erſuchen, die
gelegentlich an die Straßenbahn- Geſellſchaft bei Regulierung
des Wettinerplatzes (Umlegung der Bahngeleiſe) gezahlten 5000
Mark vor Abſchließung des Vertrages zurückzuverlangen. Die
Geſellſchaft, die aus wohlhabenden Aktionären beſtehe, könne
dieſen Betrag, den ſie damals unberechtigt eingezogen habe, für
das jetzt ſeitens der Stadt gezeigte Entgegenkommen wohl
zurückzahlen.

Bürgermeiſter v. Holly wendet ſich gegen den Antrag, da
die Stadt bei Anerkennung des oberirdiſchen Betriebes keine
beſonderen Opfer bringe. Die Befeitigung des Akkumulatoren-
betriebes ſei im Jntereſſe des Publikums notwendig, und man
möge der Geſellſchaft hierbei nicht beſondere Verpflichtungen
auferlegen. Die Stadt habe ſeiner Zeit den Akkumulatoren-
betrieb doch nur gezwungen zugelaſſen. Allerdings ſei die
Stadtgemeinde wenig erbhaut davon geweſen, wie ſich die Bahn-
geſellſchaft ſeiner Zeit geſtellt habe. So zu handeln, wie es
der e mmer vorſchlägt, ſei jedenfalls nicht gentle-
manlike.

Der Vorſteher Dittenberger bittet, ſich auf den Antrag
Emmer nicht einzulaſſen; die Stadt gebe durch die Neuerung
ihrerſeits keinen Vorteil auf, alſo habe ſie auch kein Recht,
hierbei die 5000 Mk. zurückzuverlangen.

4 r u v ea wereeeeeer n e r 3 nre e z e a 3 e ne c e
Stadtv. Gygas iſt anderer halt genEmmer wohl für didhuabet Die ſ

r für das Publikum, aber wich ein großer Vorteil für
eſellſchaft. Die Stadt habe wohl ein Recht, die 5000 Mk.

zurückzuverlangen und könne hier einmal Gleiches mit Gleichem
vergelten. Bei Zahlung der 5000 Mk. habe der Magiſtrat ge
ſagt, es werde ſich ſchon bald eine Gelegenheit finden, ſich an
der Straßenbahn zu revanchieren. Jetzt ſei die Gelegenheit da,
deshalb ſolle man ſie benützen.

Stadtv. Thiele weiſt darauf hin, daß die Zulaſſung der
oberirdiſchen Stromzuführung für die Bahngeſellſchaft ein Ge-
ſchenk von vielen Tauſenden Mark jährlich bedeute. Das be
rechtige zur Zurückforderung der 5000 M. Bei etwas mehr
Vorſicht hätten die penetranten Gerüche in den Wagen vermieden
werden können. Wenn die Stadt bei vorliegender Erlaubnis
erteilung nicht den von der Straßenbahn an die Stadtkaſſe ab-
zuführenden Anteil vom Betriebsgewinn erhöhen wolle, dann
möge ſie wenigſtens die 5000 M. zurückfordern. Ob das
„gentlemanlike“ ſei oder nicht, ſei ihm ſehr gleichgiltig.

Bürgermeiſter v. Holl y meint, die Stadt könne hierbei nicht
willkürlich verfahren. Wenn man von der Geſellſchaft etwas
verlange, ſo müſſe man auch nachweiſen, wofür man das ver
lange. Stadtv. Pfaul iſt derſelben Anſicht; die Sache mit
dem Wettinerplatz ſei abgeſchloſſen. Die Stadt könne ſich doch
die Genehmigung nicht abkaufen laſſen.

Die Stadtv. Emmer und Thiele traten nochmals für die
Rückzahlung der 5000 M. ein. Man möge jetzt ebenſo handeln,
wie damals die Bahngeſellſchaft, die auch nicht gentlemanlike
handelte. Wenn verlangt werde, die Stadt ſolle einen Schaden
nachweiſen, ſo könne wohl geſagt werden, daß die Oberleitung
auch nicht zur Verſchönerung der Stadt beitrage.
„Der Vorſteher Dittenberger entgegnet, das Kollegium

könne doch nicht etwas genehmigen, was es für bedenklich häpt,
weil es 5000 M. zurückbekommt. Der Antrag Emmer wurde
ſchließlich gegen 10 Stimmen abgelehnt.
Zu S 4 des Entwurfs beantragt Stadtv. Thiele den Zuſatz,

die Straßenbahn ſolle ausdrücklich auf den Rechtsweg verzichten,
falls die Stadt eine Aenderung der Stromzuführungs-Anlagen
infolge Umgeſtaltung des Straßenprofils verlangt. Der eben
erörterte Fall vom Wettinerplatz habe doch gezeigt, wie wenig
„gentlemanlike“ die Straßenbahn der Stadt gegenüber gehandelt
habe. Werde durch Annahme des Zuſatzes nicht vorgebeugt,
dann werden ſich ſolche Vorkommniſſe wiederholen.

Der Antrag Thiele wurde gegen 18 Stimmen abgelehnt und
ſchließlich der ganze Vertrags- Entwurf auch gegen die fünf
ſozialdemokratiſchen Stimmen und die Stimme des Herrn
Gygas genehmigt.

3.-4. Der Landerwerb von Grundſtücken Wittekindſtraße 9 u.
9a wurde beſchloſſen, für die 13 Quadratmeter werden je 15 Mk.
gezahlt. Die endgiltige Bewilligung der im Haushaltsplan
der Gottesackerverwaltung für 1902 unter Il 2838 vorgeſehenen
Mittel wurde ausgeſprochen. Stadtv. Döhler bemängelte
den bunten Anſtrich des Thores am Gottesacker. Der ſei nicht
äſthetiſch. Stadtbaurat Genz mer entgegnete, die Farbe ſei
jetzt ſchon etwas verblaßt. Das Thor ſei nicht „unäſthetiſch“
angeſtrichen. Auf dem Gottesacker ſehe man doch auch aller
hand bunte Blumen.

5. Der Verkauf von Straßenland zum Grundſtück Große
Ulrichſtraße 32 wurde beſchloſſen. Der Kaufmann Albin Barth
beabſichtigt mit ſeinem Grundſtück in die Fluchtlinie vorzurücken
und einen Vorbau bis zur Höhe des erſten Obergeſchoſſes aus
zuführen. Er braucht 4 Quadratmeter und will pro Quadrat-
meter 75 Mk. zahlen. Der Magiſtrat erachtet das Gebot für
angemeſſen. Stadtv. Krüger beantragte 90 Mk. pro Quadrat-
meter zu fordern; ſolch wertvolles Land könne man nicht für
75 Mk. pro Quadratmeter hingeben. Jn der Mittelwache habe
die Stadt 85 Mk. pro Quadratmeter bekommen. Der Antrag
Krüger wurde aber abgelehnt.

Die Bewilligung von Mitteln zur Aufſtellung von
Gaslaternen in den Anlagen vor dem Poſtamt II führte zu
einer x gehehnten Debatte. Jn der Vorlage wurde geltend
gemacht:

Die hieſige PolizeiVerwaltung hat es für notwendig befunden,
daß die gärtneriſchen Anlagen vor dem Poſtamt II am Bahn-
hofe, die dem EiſenbahnFiskus gehören und von drei viel be
nutzten Fußwegen durchkreuzt werden, während der Dunkelheit
angemeſſen erleuchtet werden. Die deshalb zunächſt in Anſpruch
genommene kgl. Eiſenbahn- Direktion hat die entſprechende Ver
anlaſſung abgelehnt, da ſie keinerlei Jntereſſe an der Benutzung
dieſer ausſchließlich als Richtwege zu den Schalterräumen der
Poſt dienenden Wege habe, vielmehr bei Aufrechterhaltung der
Forderung vorziehe, die Wege überhaupt für das Publikum zu
ſperren und demſelben die alleinige Benutzung der etwas
längeren gepflaſterten Zugangsſtraße zu überlaſſen.

Dieſer Standpunkt iſt rechtlich kaum zu widerlegen und hat
Magiſtrat daher in Uebereinſtimmung mit dem Kuratorium der
Gaswerke die Erleuchtung der Wege auf ſtädtiſche Koſten für
den Fall in Ausſicht genommen, daß ſeitens der kgl. Eiſenbahn
Direktion die Zuſicherung erteilt wird, daß

1. jene Wege während des Beſtandes der Anlagen und der
betreffenden Poſtabfertigungsſtelle dem Publikum dauernd zu
gänglich erhalten und

2. das Eigentumsrecht der ſtädtiſchen Gaswerke an den
Leitungs und Beleuchtungseinrichtungen trotz deren Verlegung
in fiskaliſches Gelände und demgemäß auch die Befugnis an
erkennen zu wollen dieſelben bei dem Wegfall ihrer Zweck-
beſtimmung zurücknehmen zu dürfen.

Dieſe Vorausſetzung iſt von der gedachten Behörde zugeſtanden
worden und wird deshalb beantragt, Verſammlung wolle ſich
mit der auf 1000 Mark Herſtellungskoſten veranſchlagten Be
leuchtung der Fußwege einverſtanden erklären.

Der Referent, Stadtverordneter Föhring, ſprach namens
der Baukommiſſion gegen die Vorlage. Der Eiſenbahnfiskus
und auch der Poſtfiskus habe die Laternen nicht ſtellen wollen;
beide Behörden drückten ſich von der Bezahlung. Der Eiſen
bahnfiskus habe ſchließlich angekündigt, die Anlagen mit einem
Gitter zu umgeben. Wenn er dazu Luſt habe ſo möge er es
thun. Für die Stadt beſtehe keine Verpflichtung, die Wege zu
beleuchten. Der Referent der Finanzkommiſſion, Stadtverord-
neter u eiſter, ſprach für die Vorlage; es liege ein öſfent
liches Jntereſſe vor, die Anlagen zu beleuchten. Die Sicherheit
der Wege ſei gefährdet e.

Nach längerer Debatte beantragt Stadtverordneter Thiele
Vertagung der Sache auf 8 Tage, damit jeder Stadtverordnete
ſich die Anlagen noch einmal anſehen könne. Der
Dittenberger und Stadtverordneter Keil unterſtützten den An
trag, der dann mit großer Majorität angenommen wurde.
Darauf geſchloſſene Sitzung.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 24. Juni.

Aus dem Stadtverordnetenſaale.
Der Entdecker des „geſunden Finanzprinzips“, Bürgermeiſter

v. Holly, hat geſtern auch die äſthetiſche Richtſchnur bekannt
gegeben, von welcher ſich der Magiſtrat bei ſeinen Handlungenbeſtimmen läßt. Wie bekannt, t es der elektriſchen Straßen

bahn endlich gelungen, den Widerſtand zu beſiegen, der ſeitens
des Phyſikaliſchen Jnſtituts bisher der Einführung des Ober
leitungsbetriebes in den Straßen der inneren Stadt entgegen
d wurde. Die Stadtverordneten ſollten nun geſtern ihre

uſtimmung zu der neuen Betriebsweiſe geben. Unſer Genoſſe
Emmer beantragte, die Erlaubnis davon abhängig zu machen,
daß die Geſellſchaft vorher die etwa 5000 Mk. zurückzahle,
welche die Stadt voriges Jahr für die Verlegung der Geleiſe
auf dem Wettinerplatz habe opfern müſſen. Während Bau-
meiſter Gygas der Forderung Emmers als berechtigt beitrat,
wollte Herr v. Holly nichts davon wiſſen. Er ſprach von
„großen Opfern“, die die Straßenbahn ohnehin zu bringen
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habe und von den Vorteilen, die der Stadtgemeinde aus Ein
führung der elektriſchen Oberleitung erwüchſen. Man konnte faſt
Mitleid bekommen mit der armen Straßenbahn-Geſellſchaft, daß
ſie von nun an ihren Betrieb um jährlich viele Tauſende von
Mark billiger geſtalten dürfe. Als letzten Grund gegen den
Emmerſchen Antrag führte v. Holly an, es ſei nicht „gentle
manlike“, wenn die Stadt jetzt die günſtige Gelegenheit
benützen wollte, der Geſellſchaft die 5000 Mark
wieder abzuknöpfen. Wie feinfühlig unſer Magiſtrat doch iſt!
Leider giebt er der Bürgerſchaft nur ſelten Gelegenheit, ihn
von dieſer Seite kennen zu lernen. Sein innerer Drang, ſich
„gentlemenlike“ zu zeigen, offenbart ſich immer nur dann,
wenn es gilt, den kapitaliſtiſchen Jntereſſen zu dienen. Wenn
es ſich dagegen um Einlöſung des ſeit Jahren gegebenenVerſprechens handelt ein Volksbad zu bauen, oder wenn der

Magiſtrat ſeine Zuſage auf Sicherſtellung des Alters der
ſtädtiſchen Arbeiter erfüllen ſoll, da zeigt er durchaus nicht die
„gentlemanlike“ Eile, die erwünſcht wäre.

Wie „gentlemanlike“ war es ferner, daß der Magiſtrat die
dreitägige Dauer der Stadtverordnetenwahlen für die dritte
Klaſſe einführte, damit ja kein Beamter der Wahl fernbleiben
könne! Und wie „gentlemanlike“ nahm ſich der Beſchluß aus,
die letzte Erſatzwahl im Glauchaer Bezirk im Schulhauſe
vorzunehmen! Wie „gentlemanlike“ die Polizei des Magiſtrats
ſich den Arbeitern gegenüber ungezählte Male erwieſen hat, und
wie „gentlemanlike“ ihr Verhalten neulich bei Beerdigung eines
alten Kriegers geweſen iſt, wird ſo leicht nicht vergeſſen werden.

Jn der That: Daß es der Magiſtrat bei rein geſchäftlichen
Fragen, wo nur dem Worte Wurſt wider Wurſt nachzu-
achten wäre, auf einmal mit der Feinfühligkeit zu thun be-
kommt, daß er mit jungfräulicher Schüchternheit abwägt, ob
ein zu unternehmender Schritt „gentlemanlike“ ſei, das iſt
eine ganz amüſante Entdeckung. Nur ſteht zu fürchten, daß
er an ſeine äſthetiſche Feinfühligkeit erinnert werden wird bei
Gelegenheiten, bei denen es ihm nicht in den Streifen paßt.
Die große Mehrheit des Stadtverordneten-Kollegiums wußte
die ſeeliſche Empfindſamkeit des Magiſtrats zu würdigen und
lehnte den Antrag Emmer ab. Sie lehnte ſogar den Antrag
Thiele zu Paragraph 4 des Vertrags ab, der eine Wiederholung
der Wettinerplatz-Affaire unmöglich machen ſollte. Daß die
Straßenbahn damals der Stadt gegenüber alles andere war,
nur nicht „gentlemanlike“, hinderte Herrn v. Holly und die
Mehrheit des Kollegiums nicht, ihr „geſundes Prinzip“ auf
dem äſthetiſchen Gebiete zur Geltung zu bringen.

Wenn ſich jemand darüber hermachen wollte, ein Buch über
die geſunden und ungeſunden Magiſtratsprinzipien zu ſchreiben,
der bekäme ein ſchweres Stück Arbeit.

Jn der geſchloſſenen Sitzung, die nur von kurzer Dauer
war, wurde die endgiltige Anſtellung der Poliziſten Gäbler(Nr. 174) und Bolze Kr. 142) bewilligt, ferner ein Legat

von 400 Mk. angenommen, von deſſen Zinſen ein Grab auf
dem Nordfriedhof bis 1962 gepflegt werden ſoll und ſchließlich
die koſtenfreie Hergabe dreier Erbbegräbnisſtellen an die Familie
des unlängſt verſtorbenen Rentiers Otto genehmigt. Als
Gegenleiſtung ſollen verſchiedene Kunſtgegenſtände, die im Beſitz
der Familie ſind, dem ſtädtiſchen Muſeum zufallen, wenn die
Witwe und die Tochter geſtorben ſein werden. Die Kunſt-
gegenſtände ſollen angeblich einen Wert von 14000 Mk. beſitzen,
während eine Erbbegräbnisſtelle auf dem Stadtfriedhofe nur
600 Mk. koſtet. Wie uns heute von privater Seite mitgeteilt
wird, kann keine Rede davon ſein, daß die Kunſtgegenſtände
einen Wert von 14000 Mk. haben; mit dem vierten bis höch
ſtens dritten Teil dieſer Summe ſeien vielmehr die Raritäten
ſchon reichlich hoch bezahlt.

Unfall bei Hilfeleiftung.
Eine grundfätzlich ſehr wichtige Entſcheidung hat ſoeben das

Reichsverſicherungsaint in folgender Sache gefällt: Der Mehl-
kutſcher Schwert vermochte nicht ohne fremde Hilfe mit ſeinem
ſchwerbeladenen Wagen eine ſteile Straße in Rixdorf hinauf-
zukommen. Verſchiedene Perſonen machten ſich daran, ihm zu
helfen. Auch der Arbeiter P., der eben von der Arbeit kam
und nach Hauſe wollte, griff zu. Er packte am Hinterrade an,
während andere die Vorderräder zu drehen verſuchten. Da
die Pferde nicht anzogen, rollte der Wagen zunächſt, ſtatt nach
vorn, rückwärts. P. kam zu Full, ein Rad ging über ihn
hinweg und bereits am nächſten Tage verſtarb der Be
dauernswerte. Für die Witwe und die Kinder beantragte
demnächſt der Vormund der letzteren eine Unfallrente bei der
Fuhrwerks Berufsgenoſſenſchaft, bei welcher der Betrieb des
Fuhrherrn, dem der Wagen gehört, verſichert iſt Dieſe lehnte
indeſſen jede Entſchädigung ab und beſtritt das Vorliegen eines
von ihr zu entſchädigenden Betriebsunfalles, weil der Ver-
ſtorbene kein Arbeiter des Fuhrherrn geweſen und auch nicht
durch die Hilfeleiſtung in deſſen Betrieb eingetreten ſei. Das
Schiedsgericht, bei dem Berufung eingelegt wurde, ver-
urteilte jedoch die Berufsgenoſſenſchaft zur Renten-
gewährung und das Reichs Verſicherungsamt als Rekurs-
inſtanz beſtätigte die Entſcheidung des Schieds-
gerichts.

Das ReichsVerſicherungsamt ging von folgenden Erwägungen
aus Unzweifelhaft habe ſich der Kutſcher in einer Notlage be
funden, ſo daß die Hilfeleiſtung fremder Perſonen erforderlich
geweſen ſei, den Wagen in Gang zu bringen. Unerheblich
ſei der Einwand der Berufsgenoſſenſchaft, daß der Verſtorbene
nicht von dem Kutſcher um ſeine Hilfe gebeten worden ſei.
Hieraus könne die Berufsgenoſſenſchaft nicht den Schluß
ziehen, daß P. durch die Hilfeleiſtung nicht in den Betrieb des
Fuhrherrn übergetreten ſei Nach Anſicht des Reichs Verſiche-
rungsamts müſſe auch bei ganz vorübergehender Hilfeleiſtung
fremder Arbeiter ein Uebertritt in den fraglichen Betrieb dann
angenommen werden, wenn nach der Sachlage die geleiſtete
Hilfe als ein dem mutmaßlichen Willen des abweſenden Unter-
nehmers entſprechendes, für deſſen Betrieb förderliches Ein
greifen angeſehen werden konnte, insbeſondere, wenn ein augen-
blicklicher Notſtand das Eingreifen erforderlich gemacht habe.
Alle dieſe Vorausſetzungen ſeien hier gegeben. Wie das
Schiedsgericht ſchon ausgeführt habe, ſei z. B. das Eingreifen
der Paſſanten dem Fuhrherrn inſofern zu ſtatten gekommen,
als dadurch der Wagen wieder in Gang gebracht, der Kutſcher
zur Erledigung ſeines Auftrags in ſtand geſetzt und eine Ge
fahr für das Fuhrwerk und die Ladung verhütet wurde. Daß
hierbei der Verſtorbene infolge ſeines Sturzes ſelber nicht mehr
helfen konnte, hindere nicht, ihn als imBetriebe beſchäftigt anzuſehen.
Auch könne die Berufsgenoſſenſchaft nicht einwenden. daß in
folge des Zuſpringens von 6 bis 7 Leuten ſchon genügende
Hilfe vorhanden geweſen ſei, als der Verſtorbene kam, denn der
Rotſtand ſei ja noch nicht beſeitigt geweſen. Somit rechtfertige
ſich die Verurteilung der Berufsgenoſſenſchaft.

Ein großer Meineidsprozeß hat heute in Hanau ſeinenAn e ev zu dem ken Keia Zeugen von hier ge
laden worden ſind. Es handelt ſich um ein Verfahren, das
egen den früheren Reſtaurateur Werner von der Sachſenburg

Trotha angeſtrengt worden iſt. Werner war in Zahlungs-
chwierigkeiten geraten und r bei Angabe ſeiner Vermögense unter Eid erklärt, die in ſeinem Lokale befindlichen 3vrn

geräte ſeien Eigentum des Arbeiter-Bildungsvereins. Da das
nicht der Fall war, iſt Werner wegen wiſſentlichen Meineids
unter Anklage geſtellt worden, und die damaligen Vorſtands-
mitglieder des Arbeiter-Bildungsvereins die Geſchichte ſpielte
vor etwa zwei Jahren ſowie viele Vereinsmitglieder ſind
nach Hanau als Zeugen geladen worden. Die Zeugengebühren
dürften ſich auf zuſammen etwa 1800 Mk. belaufen

Aus den amtlichen Vekanntmachungen. Die Zim-
mererarbeiten zum Neubau der Mittelſchule in der Frieden-
ſtraße ſind zu vergeben und Angebote bis Donnerstag, den
26. Juni, vorm. 10 Uhr auf dem Stadtbauamte einzureichen.

Die Prüfungen der Hufſchmiede finden im Reg.-Bez.
Merſeburg an folgenden Terminen ſtatt: Jn Eisleben am21. Juni und 20. Okt., in Weißenfels am 7. Nuguſt und 7. No-
vember, in Torgau am 21. Auguſt und 20. November, in Halle
am 8. September und 9. Dezember, in Wittenberg am 17. Sep-
tember und 17. Dezember. Die Meldungen zur Prüfung ſind
mindeſtens vier Wochen vorher an den Vorſitzenden der be-
treffenden Prüfungskommiſſion zu richten. Die Ueberſchüſſe
der Leihamtsverſteigerung vom 2. bis 7. Mai ſind ſpäteſtens

um 26. Mai 1903 bei der Kaſſe des Leihamts gegen Rückgabe
er Pfandſcheine in Empfang zu nehmen. Verſteigert werden

die im Februar 1901 verſetzten Pfänder mit den Nummern
48821 bis 52779 in ſchwarzem Druck. Die Rotlaufſeuche
unter den Schweinen im Grundſtück Neue Leipziger Chauſſee
iſt als erloſchen erklärt worden.

Für die Ferienkolonie wird um weitere freiwillige
Gaben gebeten. Zuwendungen nehmen an die Buchhandlung
von M. Niemeyer, Gr. Steinſtr. 77/78 und die durch Aushang
gekennzeichneten Sammelſtellen.

Geſtorben ſind in der vergangenen Woche in Halle-Süd
36 Perſonen und zwar an: Diphtherie 2, Sarcom 1, Lungen-
ödem 1, Phlegmone 2, Abſceß 1, Darmverſchlingung 1, Schrumpf-
niere 1, Herzmuskelerkrankung 1, Darmeinklemmung 1, Krebs 2,
Schwindſucht 5, Aderverkalkung 1, d erzerrggkußß 1, Herz-
erweiterung 1, Schwäche 1, Schlagfluß 2, Brechdurchfall 1,
Rippenbruch 1, Skrophuloſe 1, Krämpfen 1, Gallenſtein 1,
Lungenemphyſem 1, Maſern 1, Nierenentzündung 2, Selbſtmord 1,
Lungenentzündung 1, dazu Totgeburten 1. Darunter befinden
ſich 7 in hieſigen Krankenhäuſern verſtorbene Ortsfremde.

Jn Halle-Nord verſtarben in derſelben Zeit 20 Perſonen und
zwar an: Miliartuberkuloſe 1, Bruſttumor Lungenemphyſem 1,
Blaſen und Niereneiterung, Urgemie 1, Herzlähmung 1, Lungen-
entzündung 1, Krebs der Bauchſpeicheldrüſe 1, Delirium acutum
Magenkrebs 1, Scharlach 1, Herzklappenfehler 1, Fettembolie
nach, Schenkelhalsfraktur 1, akuter Gaſtroenteritis 1, Alters-
ſchwäche 1, Erweiterung der großen Körperſchlagader 1, manns-
fauſtgroßem Abſceß unter der Gala der Hinterhauptſchuppen 1,
eitriger Ohrſpeicheldrüſenentzündung 1, Arterioſklecroſe, Em-
phyſem ſenil, Dilatatio cordis 1, dazu Totgeburten 2. Darunter
ne ſich 6 in hieſigen Krankenhäuſern verſtorbene Orts-
remde.

t. Zeitz. Entbehrungslöhne. Die Zeitzer Paraffin und
Solarölfabrik zahlt ihren Aktionären neun Prozent Dividende.
Und was erhalten die Arbeiter

t. Zeitz. Ein junges Mädchen, das erſt acht Tage hier
weilte, wurde am Sonntag abend in einem Tanzlokal vom
Herzſchlag betroffen und verſchied nach kurzer Zeit.

d. Sangerhauſen. Jn einer Mitgliederverſammlung des
Sozial demokratiſchen Vereins wurde die Frage diskutiert, ob es
nicht zweckmäßig wäre, ſich vom Agitationsbezirk Erfurt los-
zulöſen und an Halle anzuſchließen und damit auch das Halle-
ſche Volksblatt in unſerm Wahlkreis einzuführen. Auf der am
20. Juli ſtattfinden Bezirkskonferenz wird dieſe Frage endgiltig
entſchieden werden. er Vertrauensmann wurde beauftragt,
Wer Klärung der Frage mit Halle und Erfurt in Verbindung
u ſetzen.Mugdeburg, Eine wichtige Entſcheidung auf dem

Gebiete des Vereinsrechts fällte am Freitag das Land
gericht Magdeburg. Die in der Provinz Sachſen und dem
Herzogtum Anhalt beſtehenden Zahlſtellen des Deutſchen
Holzarbeiter verbandes ſind zu einem Gau vereinigt,deſſen aus fünf Perſonen beſtehender Vorſtand die gewerkſchoſt-

liche Agitation in den genannten Bezirken leitet. Vorſitzender
des Gauverbandes iſt der Tiſchler Vahle in Magdeburg.
Dieſer hat im November 1901 von dem hieſigen Polizeipräſi-
dium die Aufforderung erhalten, das Statut des Gauvorſtan-
des einzureichen und die Namen der der Verwaltung ange-
hörenden Perſonen anzugeben. Er antwortete dem Polizei-
präſidium, daß der Gau ein Statut nicht beſitze und daß er
ſich zur Erteilung der verlangten Auskunft nicht verpflichtet er
achte. Die Folge war die Einleitung eines Strafverfahrens
gegen Vahle. Das Schöffengericht Magdeburg verurteilte ihn
zu 30 Mark Geldſtrafe.

Hiergegen legte Vahle Berufung ein. Vor dem Berufungs-
gericht beantragte der Verteidiger Rechtsanwalt Landsberg
die Freiſprechung Vahles mit folgender Begründung: Der
Gauverband habe kein Statut. Nur ein Verein, der ein Statut
beſitze, habe ein ſolches einzureichen, nicht etwa brauche ein
Verein, der kein Statut beſitze, ſich ein ſolches zuzulegen, nur
weil die Polizei ein Statut verlange. Der Angeklagte ſei bei der
Lage der Sache lediglich verpflichtet geweſen, der Polizei anzu
zeigen, daß ein Statut nicht vorhanden ſei. Dieſe Anzeige
habe er erſtattet. Das Verlangen der Polizei nach Angabe der
Namen der Verwaltungsmitglieder ſei unberechtigt. Die Vor
ſteher eines Vereins hätten auf Verlangen der Polizei lediglich
auf das Verzeichnis der Vereinsmitglieder bezügliche Auskünfte
zu erteilen, die Angabe der Namen der Vorſtandsmitglieder
eines Vereins könne die Polizei nicht beanſpruchen. Außerdem
ſei die Freiſprechung Vahles geboten, weil der Gauverband
kein Verein ſei. Ein Verein im Rechtsſinne liege nur vor,
wenn mehrere phyſiſche Perſonen ſich zur Erreichung eines
emeinſamen Zweckes verbunden hätten. Der Gauverband be-

tehe aber nicht aus phyſiſchen Perſonen ſolche könnten viel-
mehr Mitglieder des Verbandes nicht werden ſondern aus
Vereinen, nämlich aus Zahlſtellen des Gauverbandes. Der
Gauverband ſei daher kein Verein, er ſei ein Organ eines
Vereins.

Das Landgericht ſchloß ſich dieſen Ausführungen an, hob
das Urteil des Schöffengerichts auf und ſprach den Angeklagten
frei.

Kleine Drovinzial-Rachrichten.
Am Sonntag iſt in der Gegend von Wittenberg ein ſtarkes

Gewitter niedergegangen. Jn Bleddin wurde infolge Blitz-
ſchlags eine Scheune und ein Stall eingeäſchert, wobei ein
Bulle verbrannt iſt. Jn Prechlitz wurden ein Mann, eine
Frau und ein Kind vom Blitz getroffen und gelähmt, ſie ſind
zog e Vaollſtändig niedergebrannt iſtie Waſſermühle zu Rettgenſtedt. Von ſeinem Wagen über-
fahren wurde ein Ochſenknecht aus Kleinpaſchleben. Er
erlitt eine ſchwere Quetſchung des Fußes.

Farteinachrichten.
Kompromißſ;politik. Jn Freiburg i. B. haben unſere

Varteigenoſſen ſich verleiten laſſen, mit dem Zentrum ein
Kompromiß dahin einzugehen, daß ſie auf n Kandi-
daten verzichteten, wofür ihnen auf einer Miſchmaſchliſte
zwei Sitze eingeräumt werden ſollten. Dieſe Liſte wurde dann
auch gewählt aber die Wahlbeteiligung der Sozialdemokraten
ſank von früher 50 Prozent auf 25 Prozent, da infolge des
Kompromiſſes an eine prinzipienfeſte Wahlagitation nicht ge-
dacht werden konnte.

Die Mannheimer Volksſtimme ſchreibt zu dieſem Vorfall

ehr treffend: „Die Annahme des gegneriſchen Kompromißvorchlages war für unſere Freiburger Parteifreunde ein Einge
tändnis der eigenen Schwäche, deſſen lähmende Wirkung auf

den Elan, mit dem ſonſt bei ernſtlichen Wahlkämpfen unſere
Genoſſen ſich zu ſchlagen pflegen, ausgeblieben iſt. Man
vergleiche mit der lendenlahmen Mäattheit unſeres Freiburger
Wahlaufmarſches die brillante Maſſenattacke, die die Sozial
demokratie der Reſidenz Karlsruhe kürzlich bei den Stadtver-
ordnetenwahlen geritten hat! Hier war eben das Gefechtsbild
klar, der Aufmarſch der Parteien nach ſtreng prinzipiellen Ge
ſichtspunkten vollzogen hie Bürgerliche, hie Sozialiſten!
Sg der Kampfesmut unſerer Truppen deshalb ein vorzüg-
licher.

Wohl haben wir in Freiburg einen „Erfolg“ erzielt, in
Karlsruhe dagegen eine „Niederlage“ erlitten. Wer aber
wollte beſtreiten, daß dieſe weit ehrenvoller war als der Frei-
burger „Sieg“.

Und ſchließlich: wozu hat unſere Partei ihre Gemeindewahk
Programme, wenn wir, wie es in Freiburg geſchehen, die ein
zige Gelegenheit, ſie den großen Wählermaſſen zu vermitteln,nämlich die Wahlgelegenheſt unbenutzt verſtreichen laſſen und

ſtatt deſſen ein pomadiges Bequemlichkeits Kompromiß mit
unſeren ſchlimmſten Gegnern eingehen, das lediglich dazu ange-
than iſt, dieſen auf billige Weiſe zum Ruf der Großmut und
Selbſtloſigkeit zu verhelfen, während es uns jede Möglichkeit
einer Zergiſchen Ausnutzung der uns eingeräumten Poſition
nimmtParvus, der bekannte Parteigenoſſe, ſchreibt in einer
Polemik gegen die Münchener Poſt: „Die Münchener Poſt
nennt mich einen ruſſiſchen Sozialrevolutionär“ ſie weiß
ſehr gut, daß ich deutſcher Sozialdemokrat bin. Oder entſcheiden
nicht Anſichten und Thätigkeit ſondern der Geburtsſchein über
die Parteizugehörigkeit? Jch vermag darin, daß jemand im
Lande geboren worden iſt, noch kein Verdienſt um das Vater-
land zu erblicken. Wenn ich, trotz langjähriger Anweſenheit in
Deutſchland, das deutſche Bürgerrecht nicht beſitze, ſo nur des-
halb, weil ich Sozialdemokrat bin. Jch habe in Deutſchland
nichts anderes geſucht, als Arbeit in den Reihen der Sozial
demokratie, die ich auch in reichem Maße gefunden habe. Ob
ich perſönlich als Ruſſe oder Jude gelte, iſt mir ganz ſchnuppe:
ich habe ſeit 18 Jahren mit der Nation und der Klaſſe ge-
brochen, der ich durch Geburt und Erziehung angehöre; mein
Vaterland iſt die ſozialiſtiſche Welt, und die Ausweiſungs-
befehle, die ich mir während meiner mehr als zehnjährigen
Thätigkeit in Deutſchland geholt habe, ſind mein Bürgerbrief
innerhalb der deutſchen Sozialdemokratie. Welchen Nachweis

brauche ich noch? Selbſt wenn ich einen deutſchen Adelsbrief
beſäße, ſo wüßte ich nicht, was ich damit anfangen ſollte, müßte
mich höchſtens meiner Ahnen ſchämen, die vielleicht im Dienſte
der Fürſten oder im Dienſte der Jeſuiten das Volk miß-
handelten und auspowerten. Deutſcher Sozialdemokrat bin ich
und bleibe ich und ſetze meinen Stolz darauf, zu den namen-
loſen „vaterlandsloſen Geſellen“ zu gehören.“

Gegen die vereinsgeſetzliche Entrechtung der Frauen
hat in einer Berliner Volksverſammlung in voriger Woche Ge
noſſe Stadthagen einen energiſchen Schritt unternommen.
Genoſſe Stadthagen führte aus: Seiner Ueberzeugung nach ſei
das geltende Vereinsgeſetz überhaupt kein Geſetz im Sinne des
Wortes, ſondern nur eine Verordnung, die obendrein zu Unrecht
beſtehe. Die Verfaſſung garantiere jedem Preußen ausdrücklich
die Vereinsfreiheit, mithin gelte letztere für die Frauen. Habe
man die Frauen von der Bethätigung in politiſchen Vereinen
ausſchließen wollen, ſo ſei vor der geſetzlichen Sanktionierung
dieſer Vereinsverordnung eine Aenderung der damals erſt ge
gebenen Verfaſſung erforderlich geweſen. Dieſe ſei jedoch nicht
erfolgt; deshalb könnten die den Frauen auferlegten vereins
geſetzlichen Beſchränkungen auch keine Giltigkeit haben. Da ſich
nun das Oberverwaltungsgericht in der Beurteilung dieſer
Frage bisher ſtets als inkompetent erklärt habe, ſo ſei es end
lich einmal an der Zeit, dieſe Angelegenheit vor die Entſcheidung
des Reichsgerichts zu bringen.

Um dies zu ermöglichen bedürfe es eines Anlaſſes, ſo fuhr
der Redner fort, den Anlaß wolle er heute geben. Bekanntlich
werde die e n zum Un r egen beſtehende Geſetze ſtrafrechtlich verfolgt. Da ſi nun eine aus ſolcher Auf-

forderung entſtehende Anklage vor das Reichsgericht zur end
giltigen Entſcheidung bringen laſſe, ſo fordere er hiermit die
Fran öffentlich zum Ungehorſam gegen den 8 8 des preußiſchen

ereinsgeſetzes auf.
Gemeindewahlſieg. Bei der StadtverordnetenErſatz

wahl in Neuſtadt a. O. wurde unſer Kandidat, der Geſchäfts
führer der Orts-Krankenkaſſe Paul Pilling, mit abſoluter
Stimmenmehrheit gewählt. Damit hält der zweite Genoſſe
ſeinen Einzug in das Neuſtädter Stadtparlament.

Gewerßſchaftliches.

Jtalien. Der jüdiſche Sabbat als rAm S r in Rom verlangten die gläubigen Juden
als Arbeitgeber, daß am Sabbat an ihrem Tempel „keinerlei
Werk“ geſchehen ſolle, und daß die Maurer dafür am Sonntag
arbeiten ſollten, was dieſe jedoch ablehnten. Bis jetzt iſt der
Streit um Sonntags oder Sabbatsruhe noch nicht geſchlichtet,
ſo daß der Streik noch anhält.
J Ein Kohlenarbeiterſtreik iſt im Kohlen-

becken des Departements Pas de Calais ausgebrochen, weil die
Grubenbeſitzer die vor einigen Jahren bewilligten Lohnerhöhun
gen wegen des Sinkens der Kohlenpreiſe nicht mehr aufrecht
erhalten wollen.

Leipziger Bank-Prozeß.
Jn der Verhandlung am Sonnabend gelangte ein Brief

Erners an Gentzſch über eine zwiſchen Kaſſel und der bosniſchen
Geſellſchaft vollführte Transaktion zur Verleſung, wonach dieſe
urückdatiert werden ſoll. Gentzſch erklärt, daß er vom juriſtiſchen Standpunkt aus die Rückbuchung genehmigt habe. Jn

einem ſpäteren Briefe an Schmidt erbietet ſich Erner angeſichts
des moraliſchen Engagements der Bank zum finanziellen Be
rater der Trebergeſellſchaft, da ſeitens ſeines Aufſichtsrats ſeinem
Eintritt in den Kaſſeler Aufſichtsrat Bedenken entgegengehalten
wurden. Jn einem Schreiben vom 17. September 1898 lehnt
Erner gegenüber Schmidt die Hereinnahme von Accepten der
r bertrodnung und ihrer Tochtergeſellſchaften ab, weil es
Finanzwechſel ſeien. Er giebt aber perſönlich zu, daß die Bank
auf auswärtige Tochterunternehmungen, die durch Kaſſel agccre-
didiert ſeien, und auf die Aufſichtsrats Mitglieder in Kaſſel
wirr habe. Jn einem vertraulichen Briefe der Bank vom
27. Oktober 1898 an Schmidt, unterzeichnet von Gentzſch und
Erner, wird Schmidt erſucht, das Debet der Trebergeſellſchaft,
das ſich auf 6 Millionen in laufender Rechnung, worunter über
3 Millionen in Blanko, belaufe und wofuür viele Tochteraktien
deponiert ſeien, baldigſt herabzumindern. Wie Exner am 18. No
vember 1898 an Schmidt ſchreibt, ba damals über ſechs Mil

tlionen Accepte der Trebergeſellſchaft. Exner befürchtete, daß
die lontierenden Banken die Trebertratten zurückweiſen
würden.

Staatsanwalt Dr. Weber fragt, wohin die vielen Mil
lionen der Trebergeſellſchaft gekommen ſeien. Keine
Million ſei in Leipzig geblieben und weder die Treberzentrale
noch ihre Tochtergeſellſchaften hätten Geld. Es werde daher die
Befürchtung laut, daß die Trebergeſellſchaft mit deren Geldern
an der Leipziger Bank vperiert habe.

Erner hatte 1898 eine Unterredung mit dem damaligen Vor
ſitzenden ſeines Aufſichtsrats, Sachſenröder. Wie er erklärt,
V er zwar kein Mißtrauen, ſei aber wegen der allzu großen
Dispoſition in Kaſſel ängſtlich geworden. Nun w auch
mit dem Hauſe Bleichröder in Berlin wegen einer der

eſellſchaft zu leiſtenden Hilfe Rückſprache nehmen, um
nternehmen weiter auszubauen und in Betrieb

Erner dachte damals in keiner Weiſe daran, daß die
Bank zu Falle kommen könne. Er ſei für übernervös

das



luſte“

Angelloster, Aufſichtsrat der Grundſchuldbank geworden.

habe ihm aufs ſtrengſte unterſagt,mit Vigrbde zu verhandeln.
lödang über die Beſichtigung der Treberunter-

wegen durch die Direktoren und die Aufſichtsräte der

Bank aus, desgleichen über die zahlreichen Gutachten der Sachd en. Dieſe B unter wurden vorher angeſagt.
n halke einen günſtigen Eindruck von den Ergebniſſender t und von den m der Bücher durch zu-

verläſſige Reviſoren empfangen as ſeien die ative
weſen, mit der Trebergeſellſchaft weiter zu arbeiten.Wahrnehmungen aus ſolchen Beſuchen ſeien von der Virelien

und dem Aufſſichtsrate ausgetauſcht worden. Nach einem Briefe
von Exner und Dr. Gentzſch an Schmidt vom 29. November1898 liefen damals 4 912 250 M. Tratten der Trebergeſellſchaft

auf die Bank.
Es kommt ein langer Semeſtralbericht der Trebergeſellſchaft

von 1898 zur Verleſung mit eingehender Begründung der eine
große Zukunft verſprechenden Graphit- und Karbidproduktion
und mit ausführlichen Darlegungen der übrigen techniſchen
De e. Der Geldbedarf wird als ein ganz koloſſaler bezeichnet.

etriebsmittel ſeien vollſtändig abſorbiert; die finanzielleSe weiſe 18 Millionen Schulden und 6 Millionen
Bankſchulden auf. Alle dieſe Berichte wurden vom Aufſichtsrat
der Bank geleſen. Es wurde beſchloſſen, den Blankokredit derTrebergeſelſchaſt von 3 auf 10 Millionen z erhöhen, ohne
dies der Geſellſchaft beſonders mitzuteilen. Nach Ausſage der
Aufſichtsräte war damit nur ein Kontokorrent-Kredit, nicht ein
Blankokredit gemeint. Aus den Erhebungen von damals ließe
ſich ein geſamtes Engagement der Bank von 25 Millionen nach-weiſen. Fortſetzung der Verhandlung am Dienstag

Der Sanden-Prozeß.
Als erſter Zeuge wird am Montag der frühere Direktor der

Neuen Berliner Baugeſellſchaft und des Märkiſchen Jmmobilien-
vereins Dr. Liebert über die Eigentums verhältniſſe des
Luiſentheaters vernommen und dabei erörtert, ob die Aktien-geſellſchaft die Betriebs, vorſchüſſe“, die ſie hingegeben, als „Ver-

hätten buchen müſſen. Es werden hierbei unter Mit-
wirkung der Bücherreviſoren Kruſe und Huſchke zahlreiche
buchtechniſche Fragen beſprochen, aus denen ſich ergiebt, daß die
Eigentumsver ältniſſe und die finanziellen Verpflichtungen der
einzelnen dabei in Frage kommenden Geſellſchaften eine äußerſt
verworrene war. Aus den Bekundungen des Zeugen
Dr. Liebert ſcheint hervorzugehen daß die Neue Berliner
Baugeſellſchaft die Eigentümerin des Grundſtücks war, mit dem
Betriebe des Theaters nichts zu thun hatte. Angeklagter Otto
Sanden bleibt dabei, daß das Theater für Rechnung der
Neuen Berliner Baugeſellſchaft verwaltet wurde durch die
Kreditgeſellſchaft, welche wieder Rechnungsführerin der Aktien-
geſellſchaft geſoeſen ſei und daß die beanſtandete Buchung ge-
rechtfertigt war.

Es folgt die Erörterung zahlreicher Feſtſtellungen aus den
Büchern, mit denen die Büücherreviſoren Kruſe, Huſchke und
Reuter betraut waren. Es handelte ſich dabei um die Er
ledigung verſchiedener Fragen und Anregungen, die von dem
Staatsanwalt Beeck und den Verteidigern im Anſchluß an
früher erörterte Punkte der Anklage geſtellt bezw. gegeben ſind.

Aus denſelben iſt u. a. hervorzuheben, daß die Sachverſtändigen
Kruſe und Huſchke in einem Punkte keine früher von der
Verteidigung bekämpfte Anſicht des Kommerzienrats Lucas
als richtig anerkennen. Staatsanwalt Beeck ſtellt durch Be-
fragen der Angeklagten Eduard Sanden und Warſinski
feſt, daß dieſe einmal gemeinſchaftlich ein Grundſtücksgeſchäft in

Berlin und in Rirxdorf gemacht und aus dieſem Geſchäft einen
Gewinn von je 230000 Mk. aus der Grundſchuldbank
herausgenommen haben. Bücherreviſor Huſchke hat aus denPrwathüchern des Angeklagten Eduard Sanden die Privat-
entnahmen desſelben feſtgeſtellt. Darnach betrugen dieſe imJahre 1895 186000 Mk., im Jahre 1896 203000 Mk. Für
die Jahre 1897 bis 1900 ſind genaue Feſtſtellungen noch nicht
getroffen worden.

Die Verhandlung kehrt dann wieder zur Erörterung des
Verhältniſſes der Aktiengeſellſchaft zur Firma Anhalt u. Wagner
Nachflg. zurück. Angeklagter Eduard Schmidt teilt mit, daß
er ſeiner Zeit als Lehrling bei Anhalt und Wagner eingetreten
und ſeit 1875 Chef des uralten Bankhauſes geworden ſei. Jm
Jahre 1875 habe die Firma mit der Berliner Handelsgeſellſchaftein Kommanditverhältnis abgeſchloſſen auf der Grundlage, daß
ſie drei Millionen Mark einlegte.

1881 oder 1882 ſei die Handelsgeſellſchaft wieder ausgetretenund es ſei das Kommanditverhältnis mit der Allgemeinen
Kreditanſtalt abgeſchloſſen worden. Jm Jahre 1884/85

Auf
die Frage des Präſidenten, wie hoch ſich das Vermögen ſeiner
Frau beziffert habe, erwidert Angeklagter Eduard Schmidt,
es habe ſich auf 4 bis 5 Millionen Mark beziffert. Sein
Gehalt habe 36000 M., ſeine Repräſentationsgelder 10000 M.
betragen. Aus verſchiedenen Aufſichtsratsſtellen habe er noch
ein inkommen von etwa 50000 M. gehabt. Ende 1900 ſei die
Firma Anhalt u. Wagner nicht mehr in ſtande geweſen. ihre
Verbindlichkeiten zu erfüllen und ſeitdem befinde ſie ſich in
Liquidation. Angeklagter Otto Sanden meint, General-
konſul S Schmidt habe ſeinen Prokuriſten viel zu viel
freien Willen gelaſſen und ſich viel zu wenig um die
Dinge gekümmert, während er, Otto Sanden, Tag undNacht habe arbeiten müſſen d ſeine Geſundheit dafür ge-

opfert habe. Angeklagter Heinrich Schmidt erklärt, Anhalt
u. Wagner hätten große Verbindungen auch nach o hen
hin gehabt. Was die von Otto Sanden erhobenen Vor-
würfe gegen Generalkonſul Schmidt anlange, ſo müſſe er
ſich denſelben anſchließen. Die Prokuriſten hätten viel zu eigen-
mächtig gehandelt.

Es wird dann ein Punkt der Anklage verhandelt
es ſich um über 7 Millionen Mark We „Dieſe Poſten
betreffen Aktiengeſellſchaft Brauerei Reichshofen, DrieſenStein-buſch, D. M. Gutſtedt, SkutariKompagnie, Torfwert Frölen-
bach. Die Anklage behauptet, daß dieſe Objekte ſich als langenicht vollwertig und nahezu wertlos heraus geſtellt haben und
daß, wenn dieſe Summen in der für den Kommanditvertrag
maßgebenden Bilanz auch nur annähernd richtet bewertet wor,
den wären, ſich eine koloſſale Ueberſchuldung ergeben hätte. Die
Angeklagten beſtreiten die thatſächlichen Angaben und die Be-
rechmungen der Anklage zu dieſem Kapitel in vielen Prn nkten.
Juſtizrat Dr. Sello, Rechtsanwalt Bernſtein und die Juſtiz-
räte Kleinholz und Stern treten mit dem Staatsanwalt
in längere Erörterungen darüber ein, ob verſchiedene Voraus-ſetzungen der Anklage zu dem Kapitel Anhalt u. Wagner falſch
und die Wertſchätzung der von Anhalt u. Wagner der Aktien-
geſellſchaft übereigneten Objekte eine ganz irrige iſt oder nicht.
Hierzu werden zahlreiche Anträge geſtellt. Der Gerichtshof C
ſchließt, die ſämtlichen angebotenen Beweiſe zu erheben. Die
Verhandlung wird Dienstag fortgeſetzt.

bei dem

Berſammlungsberichte.
Steinſetzer.

Am 1. Juni gab bei Eingang in die Tagesordnung KollegeRau ein See der Jnnung bekannt. worin dieſelbe erklärt,
daß die Herren Unternehmer nicht in der Lage wären, allen
Geſellen den Lohn von 52 Pf. zu zahlen dieſen Lohnſatz könnten
nur tüchtige Geſellen erhalten, im übrigen ſollen 40--52 Pf.
gezahlt werden. Dieſes Schreiben wurde von der Verſammlung
mit der gebührenden Hochachtung entgegengenommen und eine
entſprechende Kritik daran geknüpft. Ferner gab Kollege Paul
Göhre als Kommiſſions- Mitglied bekannt daß Kollege Ehrich
beauftragt ſei, bei den Herren Stadtrat Winter und Stadtbau-
rat Genzmer vorſtellig zu werden bezüglich Anrufung des
Einigungsamtes. Ob Kollege Ehrich daſelbſt geweſen wäre,
iſt nicht bekannt, aber allem Anſchein nach iſt es nicht geſchehen.
Jm übrigen haben es die zwei Kollegen Ehrich und Meißner
jedenfalls nicht für wichtig genug gehalten in der Verſamm-

lung zu r r e A. Müllerbekannt, daß Kollege R. M m ein Verbandsbu is auf zwei
Extramarken in Ordnung habe. Nachdem einige interne
Angelegenheiten erledigt waren erfolgte Schluß der arg e
ſuchten Verſammlung. Ein 6.)

itz.d ung des Gewerrſchuſtskartells vom Juni.
orſitzende verlieſt einige Anträge, welche an den Gewert-

et Kongreß geſtellt ſind und die Kartelle betreffen, wo
ran ſich eine rege Debatte an leſßenſſ die meiſten Delegierten
timmen, den Ausführungen des Vorſitzenden zu. Der Vor-
itzende fordert auf, ſich mehr an der Hausagitation zu betei-
ligen, da noch verſchiedene Straßen zu belegen ſind, und ſich
noch niemand hierzu gemeldet hat, trotzdem ſchon in der letzten
Sitzung aufgefordert worden iſt. Eingänge: Von Zeulenroda
war eine Sammelliſte vom Kartell für die Holzarbeiter, welche
ſich im Streik befinden, eingegangen, da ſelbige aber gut orga-

ſind, kann das Geld aus der Kaſſe genommen werden.
Zwei Broſchüren, welche eingegangen ſind, ſollen in den Gewerk-
ſchaften zirkulieren.

Eine Fragebogen vom Arbeitsmarkt lag vor, ſelbiger wurde
verleſen, konnte aber von den Delegierten nicht beantwortet
werden;: hierüber wird beſchloſſen, ſo viel Fragebogen ſchicken zu
laſſen, wie Gewerkſchaften da ſind, damit die Fragen beſſer be-
beantwortet werden können. Betreffs Neuwahl der Delegier-
ten zum Kartell wird der Antrag geſtellt, das Geſchäftsjahr
bis zum 1. Januar 1903 d verlängern und dann die Neu-
wahl vorzunehmen: der Antrag wird einſtimmig angenommen.
Entſchuldigt fehlt: 1 Maurer; Zunentſchuldigt fehlen 1 Hand-
ſchuhmacher, 1 Handels- und Transportarbeiter, 1 SHpelder,
1 Konditor. (Eing. 21. 6.)

Bergarbeiter.
Eine öffentliche Bergarbeiterverſammlung tagte am Sonntagabend im Heiteren Blick zu geitz. Genoſſe Pokorny, der in

Chemnitz im Bureau des Bergarbeiterverbandes thätig iſt,
ſprach über den internationalen Bergarbeiterkongreß. Bei Er-
örterung des Begriffs der Jnternationalität betonte er,
daß die Ge— gner keine Urſache haben, die Arbeiter ihres inter
nationalen Verkehrs wegen zu tadeln, da doch alles in unſerer
Zeit international geregelt wird. Nach dem Vortrage wurde
zum Beitritt in die Organiſation erſucht, auch wurden ver-
ſchiedene Mißſtände auf Gruben erörtert und der Anſchluß an
den hier gegründeten Konſumverein empfohlen. Leider war die
Verſammlung nur ſchwach beſucht, obwohl der Bergarbeiter-
verband hier eine recht anſehnliche Mitgliederzahl hat. Auch
Verſammlungen anderer Branchen ſind neuerdings oft recht
ſchwach beſucht geweſen, ſo daß manche Verſammlungen aus-
fallen mußten. Wie ſoll es aber vorwärts gehen, wenn immer
die übergroße Mehrheit fehlt Wenn das ſo weiter geht, ſollenſich die hieſigen Arbeiter nicht wundern, wenn ihnen von den
Arbeitgebern das Fell über die Ohren gezogen wird; ſie haben
es nicht beſſer haben wollen. Sie dürfen auch ferner nicht
hoffen, bei etwaiger günſtiger Geſchäftslage Vorteile zu er-
reichen, denn wenn man nicht ſäet, kann man auch nicht ernten.
Mag auch mancher abgehalten ſein, die eine oder die andere
Verſammlung zu beſuchen, ſo bleiben doch viele ihren Ver-
ſammlungen ohne ſtichhaltigen Grund fern, und das ſollte in
unſerem eigenen Jntereſſe vermieden werden. Der Jndifferen-
tismus iſt ſtets unſer größter Feind geweſen. ſ.

Ans dem VReiche.
Berlin. Das Blumenmedium Anna Rothe iſt am Sonn

abend vom Unterſuchungsgefängnis nach der Charitee ge-
a worden, um auf ihren Geiſteszuſtand beobachtet zu
werden.

Von der Kriminalpolizei wird auf den Poſtgehilfen Johann
Truckler aus Köln r der nach Unterſchlagung
großer Geldſummen flüchtig geworden iſt.

Stuttgart. Ein boshafter Menſch iſt der Freiherr
v. Münch. Bekanntlich darf er ſich auf Verfügun desMiniſteriums des Jnnern nur in Begleitung Frren
wärters in Württemberg aufhalten. Nun hat bei der An-
weſenheit des Freiherrn v. Münch auf ſeinem Schloß Müh-
ringen ein ihn begleitender Jrrenwärter ein zärtliches Ver-
hältnis mit der Köchin des Schloßherrn angefangen. Freiherr
v. Münch hat daraufhin beim Staatsminiſterium gegen den
Miniſter v. Piſchek Anzeige wegen Kuppelei erſtattet!

Karlsruhe. Kaplan Gremer Lehrer einer hieſigen Volks-
ſchule, hat den Knaben verboten, mit kurzen Hoſen, den
Mädchen, mit kurzen Aermeln in die Schule zu kommen.
Acht Tage ſchwieg die ultramontane Preſſe zu dieſer Meldung
eines Karlsruher Blattes. Jetzt erklärt das Fraktionsorgan
des Zentrums, der Bad. Beobachter, der Kaplan ſei vollkommen
im Recht. Wie muß es um die Sittlichkeit eines Mannes be-
ſtellt ſein, wenn er den Anblick nackter Kinderarme ſchon für
bedenklich hält 7

Leipzig. Jm Prozeß Geyger-Klinger ſind die Ver-
gleichsverhandlungen endgiltig geſcheitert, weil Geyger eine
öffentliche Erklärung Klingers verlangte, in der er ſeine Behaup-
tung als un wahr anerkenne.

Münſter. Jn Lienen wurde die jugendliche Doppelmörderin
e aohimen, welche zwei ihr anvertraute Kinder ertränkt

atte.

Vermiſchtes.
Von Ueberſchwemmungen und Hochwaſſernöten wird

aus mehreren Teilen Norddeutſ Ich lands und beſonders aus
Schleſien berichtet. Ueber den Danziger Vororten iſt ein
Wolkenbruch niedergegangen. Weite Ländereien ſind über-
ſchwemmt. Jn Schidlitz und Emaus ſtehen die tiefgelegenen
Wohnungen unter Waſſer. Die Gärtnerei von Frömmert zu
Emaus iſt total verwüſtet. Die Treibhausanlagen ſtehen unter
Waſſer. Alle Anpflanzungen ſind verſandet.

Nach einer Meldung aus Pleß brachen die Deiche zwiſchen
Lonkau Goezalkowitz an mehreren Stellen, und es entſtanden
Breſchen von teilweiſe 100 Meter Länge. Auch in Gurauh und
Wohlau brachen Deiche an mehreren Stellen. Jn Wohlau ſind
21 Gehöfte unter Waſſer. Menſchen und Vieh konnten nur mit
Mühe gerettet werden. Das Land bis an der ruſſiſchen Grenze
gleicht einem Meere aus dem nur Giebel der Häuſer und
Baumkronen hervorragen. Die Ernte auf Hunderte von Hektaren
iſt vernichtet.

Am Sonnabend wurde in Rauſen bei Gleiwitz wegen der
Ueberſchwemmungsgefahr eine Schleuſe des Rudefluſſes geöffnet.
Während der Arbeit löſten ſich mehrere Balken los und riſſen
die zunächſt ſtehenden Perſonen in die Fluten. Der Brand-
meiſter Niklas wurde getötet, zwei Perſonen wurden
ſchwer, mehrere andere leicht verletzt.

Beängſtigende Nachrichten kommen auch aus Krakau.
Stadttheile ſind überflutet.
Wohnungen nur mittels 9
langen.

Ganze
Die Einwohner konnten zu ihren

dotbrücken oder in Kähnen ge-
Der Schaden iſt ſehr groß. Auch Verluſte an Men-

ſchenleben ſind zu beklagen. Der Bahnverkehr iſt vielfach ge-
ſtört. Sämtliche an der Weichſel und ihren Nebenflüſſen ge-
legenen Dörfer ſind gleichfalls überſchwemmt, Hab und Gut
der Bewohner ſind vernichtet. Während der Nacht hat ſich die
Situation bedeutend gebeſſert, das Waſſer iſt um einen halben
Meter gefallen.

Wilhelm II. und die modernen Krawatten. Als
man Wilhelm II. bei Beſichtigung von Erzeugniſſen der Kre-
felder Seideninduſtrie moderne Krawattenſtoffe zeigte, äußerte
er Wenn „man dies lange anſieht, kann man die Seekrank-
heit krieg en.“ Darüber herrſcht nun weniger Freude in Trojas
Hallen, als über die Huſarenleutnants, die die Ehrenjungfrauen
kriegen ſollen.

5 e re

Von einer blbei Lüttich gemeldet. ter wurden dutödlich verletzt. Eine Kogengenge wurde au herdem

Schlä gert ſo r egt, daß er einem i WertZu einem b utigen Zuſammenſtoß; kam es in der Ortchaſt Zarang zwiſchen einer Gendarmerie-Patrouille und Dorf

ewohnern wegen eines Wirtshausſtreites. Die Gendarmen
machten von ihrer Schußwaffe Gebrauch, wodurch ein Dorf-
bewohner getötet und ſechs andere mehroder minder
ſchwer verwundet wurden.

Ans Martinique meldet ein dem franzöſiſchen Miniſter
der Kolonien zugegangenes Telegramm vom Sonnabend, daß
die Freitag-Nacht und der Sonnabend-Morgen ruhig verlaufen
ſind. Aus dem Mont Pelé Art noch viel Rauch auf. Jn der
Gemeinde Macoubo iſt die Arbeit wieder gufgenommen.

Erdbeben in Unteritalien. Jn Caſſano Jonico wurdeSonntag morgen ein ſtarker, von unterirdiſchem Getöſe be-
gleiteter Erdſtoß verſpürt, der jedoch keinen Schaden anrichtete.

Eine große Feuersbrunſt brach am Sonnabend im Ta
tarenviertel von Kaſan aus, die ſich über 12 Stadtviertel aus-
breitete und erſt am Sonntag gelöſcht wurde. Der Schaden
wird auf mehrere Millionen Rubel geſchätzt.

Am ſelben Sonntag brach bei ſtarkem Winde im Tataren-
viertel wieder Feuer aus, das ſich über acht Stadtviertel ver
breitete. Eine Frau kam in den Flammen um.

Klingers Beethoven war bekanntlich der Gegenſtand
eines heißen Wettbewerbes zwiſchen den Kommunen Wien und
Leipzig. Beide Städte wünſchten das Werk für ſich zu er-
werben. Jn Wien kam es zu heftigen Auseinanderſetzungen
zwiſchen den liberalen und antiſemitiſchen Parteien der Stadt-
verordneten Verſammlung. Dieſer unerquickliche Streit hat
den Erfolg gehabt, daß das Werk einer reichsdeutſchen Stadt
zufiel. Leipzig. Heimatſtadt und Wohnort Klingers, hat die
großen Koſten ſchon an Materialwert repräſentiert dieſe
plaſtiſche Arbeit die nette Summe von 150000 Mark nicht
geſcheut, um das Werk, in dem das bisherige bildneriſcheSchaffen Klingers gipfelt, für ſich zu retten. Der Beethoven
wird, wie die Welt am Montag meldet, im ſtädtiſchen Muſeum
Aufſtellung finden.

Setzte Nachrichten.
Wie von ſehr gut unterrichteter SeiteBerlin, 24. Juni.

verlautet, iſt eine größere Marinevorlage zu erwarten,
die nicht nur Auslandskreuzer ſondern ein neues Aus
landsgeſchwader von Linienſchiffen fordert. Wenn
von der Einleitung auf die Bedeutung der fraglichen Marine-
aktion geſchloſſen werden darf, dann muß dieſelbe ſehr um
fangreich ſein. Staatsſekretär Tirpitz nut deshalb die
hervorragendſten Mitglieder der Budgetkommiſſion zu einer
Flottenſchau mit umfangreichem Programm ge-
laden.

Dresden, 24. Juni. Wie amtlich verlautet, wird im Mini-
ſterium eine allgemeine Amneſtie des neuen Königs Georg
ausgearbeitet. Die Bekanntgebung derſelben ſoll aus Gründen
der Pietät erſt nach Ablauf der Landestrauer erfolgen.
König Albert hat letztwillig 12/2 Millionen an Legaten für
Wohlthätigkeit und religiöſe Zwecke ausgeſetzt.

Dresden, 24. Juni. Während der Begräbnis-Zeremonie in
der Kirche brachen 5 Grenadiere, die den Ehrendienſt mit-
hielten, ohnmächtig zuſammen und mußten von ihren
Kameraden hinausgetragen und der Krankenſtation übergeben
werden. Die Geſamtzahl der ſchweren Unfälle während der
Trauertage beträgt 137, darunter waren 3 tödlich.

Neapel, 24. Juni. Der Kutſcher- und Tramwapuyſtreik, welcher
hier in einen allgemeinen Streik auszuarten drohte, wurde
geſtern beendet.

Budapeſt, 24. Juni. Jn Zagersdorf bei Eiſenſtadt wurden
nachts anläßlich eines Streites beim Kirchweihfeſt 2 Burſchen
und 1 Mädchen vom Gendarmeriekorporal erſchoſſen, zwei
weitere Burſchen ſchwer verletzt. Darauf überfielen andere
Burſchen den Patrouillenführer und erſchlugen ihn. Dem
Korporal, welchen die Frauen ſteinigen wollten, gelang es, zu
entfliehen.

Flagere wird aus

Litteratur.
Die Hütte, Zeitſchrift ſür das Volk und ſeine Jugend.Herausgegeben von Dr. Guſtav Morgenſtern, Verlag von

H. Walſiſch in Dresden. Von dieſer trefflichen Halbmonats
ſchriſt liegt uns das Heft 6 vor, mit dem das 1. Quartal ſchließt.
Aus dem Jnhalt führen wir an: Der Sieg des Schwachen.
Erzählung von Melchior Meyer. (Fortſetzung.) Die Jnfek-
tionskrankheiten. Von Dr. Popitz. (Schlußz.) Das germaniſcheMuſeum. Ron Adolf Braun. Wer weiß wo? Gedicht von
Detlef Lilienecron. Vom Schwarzwald. Von A. Fendrich.
Die Cholera-Zigarre. Spruch von E. v. Wolzogen. Spruch
von Goethe. Sozialismus und Kunſt. Von Emil Vander-velde. Zu Georg Lührigs armen Lazarus. Von Walter Hof-
mann. Zweierlei. gar von Karl Ewald. Politik und
Volkswirtſchaft. Kunſtbeilage: Freude. Nach einer Steinzeichnung von Georg Lührig

rmmng:
Beim verregneten Johannisfeſt von O. B. für Parteizwecke

erhalten 1 M. bel.Standesamtliche Nuchrichten.
Halle (Süd, Steinweg 2), den 23. Juni.

„Aufgeboten Arbeiter Ungebauer und Lina Schnurrbuß
(Thomaſiusſtraße 34 und Mansfelderſtraße 62). Bergarbeiter
Kloſe und Joſepha Engel (S a 4). Klempner Stölzel und
Klara Bieber (Magdeburg und Jakobſtraße 44). SchriftſetzerWeber und Pauline Walther (Lerchenfeldſtraße 17 und
Spitze 22). Schneider Teutſchbein und Marie Scheidig (Halle
und Brehna).
Geburten: Maurer Lerz S. (Trödel 16). HandelsmannHeinemann T. (Unterberg 15). Jorgewetſter Körner T.
(Freiimfelderſtraße 120). Schneider Kirſch S. (Martinſtraße 18).

n Pallas S. a hgrag 149. Aſſiſtentenr. phil. Otto S. Glauchaerſtraße 71) chloſſer Theuerkorn
S. Glauchaerſtraße 14). Bierfahrer Kupfernagel S. (Thor-
ſtraße 36). Arbeiter Beine T. (Klinik). Arbeiter Ebert S.
(Klinik). Schriftſetzer Morche T. (Ludwigſtraße 51). Bierfahrer
Meinhardt S. (Saalberg 2).

Geſtorben: Bäckergeſelle Leisring (Klinik). Marie Ditt-
mann, 26 J. Forſterſtraße 3). Poſtſekretär Fiſcher, 50 Jahre
(Südſtraße 5). Zimmermanns Dreßler T., 2 Mon. (Kapellenn 7). Tiſchlers Buchholz T., 6 J. (Klinih). Bäders Je
chall S., 7 Mon. (Klinik.) Witwe Lehmann, 79 J. (Zaſtraße I2). Witwe Möller, 75 J. (Streiberſtraße 34). Pelre

Städter g o (Eliſabeth Krankenhaus). Schloſſermeiſter
Schumann, 4 Eliſabeth Krankenhaus). Arbeiter Ernſt,56 J. Kimih Schloſſer Bauer S., 6 Mon. (Klinik.)

Halle (Nord, Burgſtraße 38), 23. Juni.
„Aufgeboten: Zigarrenmacher Krauſe und Minna Andre

(Schillerſtraße 41 und Böckſtraße 9). Feilenhauermeiſter Schrap-
lau und Pauline Tranze (Rei re 105 und Geiſtſtraße 22).

Geboren: Arbeiter Benten S. Reilſtraße 38). J
führer Henke T. r 15). Arbeiter Weiſe T. (Gr.Wallſtraße 39). Schuhmacher Rohne T. (Dölauerſtraße e
Schneidermeiſter Langer T. Geiſtſtraße 33). Schriftſetzer
Schulze S. u beſt ar ſche S. (Peters-bergſtraße 4). Arbeiter hring T. (Hoheſtraße 6).Geſtorben: Pubmacherin gaf, 22 J. Geiſtſtraße 43).Arztes Dr. med. Buühe T., 2 J etind tage 43).

Verantwortlicher Redakteur: Adolf Thiele in Halle.
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